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Vorwort 

Mit dem vorliegenden Vertiefungskonzept Verkehr erfolgt eine konsequente Fortführung und 

Ergänzung der Ansätze und Ideen des ISEK Innenstadt. Als Ergebnis einer vertieften verkehrli-

chen Analyse des Ausgangszustands, einer umfassenden Öffentlichkeitsbeteiligung sowie einer 

entsprechenden Ableitung bzw. Entwicklung von Lösungsansätzen liegt ein umfangreiches und 

aufeinander abgestimmtes Rahmenkonzept für die Oerlinghauser Kernstadt vor. Dieses enthält 

konkrete Empfehlungen zu verkehrlichen und straßen-/stadtgestalterischen Maßnahmen mit 

dem Ziel, das Verkehrsgeschehen im Innenstadtbereich von Oerlinghausen zu optimieren und 

eine qualitätvolle Weiterentwicklung der Innenstadt zu erreichen. Hierbei konnten durch einige 

Entwurfsskizzen und Fotocollagen zudem bereits partiell Machbarkeiten und Erforderlichkeiten 

aufgezeigt werden. 

Bei der Maßnahmenentwicklung kam dem integrierten Ansatz eine hohe Bedeutung zu. Eine 

deutliche Priorisierung eines einzelnen Verkehrsträgers und eine einseitige Ausrichtung des Kon-

zepts werden bewusst vermieden; das Vertiefungskonzept umfasst ein auf alle Verkehrsträger 

abgestimmtes Maßnahmenprogramm. Nichtsdestotrotz spielt das Thema Nahmobilität eine be-

deutende Rolle und sollte als Maßstab für die Innenstadtentwicklung gelten. Einerseits sind hier 

(beispielsweise im Vergleich zum Kfz-Verkehr) größere Defizite vorhanden; andererseits bewir-

ken die auf den Fuß- und Radverkehr bezogenen Maßnahmenvorschläge keine Benachteiligun-

gen oder Einschränkungen des öffentlichen Verkehrs oder des motorisierten Individualverkehrs, 

sondern tragen vielmehr zu einer besseren Verträglichkeit sowie einer höheren Verkehrssicher-

heit bei und bedeuten insbesondere für die „langsameren“ Verkehrsteilnehmenden und in Hin-

blick auf eine älter werdende Bevölkerung einen entscheidenden Zugewinn. 

Das Maßnahmenprogramm zeigt einen realistischen und ableistbaren Ansatz. Einige Maßnah-

men wären bereits kurzfristig (d.h. etwa innerhalb der nächsten ein bis zwei Jahre) und mit ver-

gleichsweise geringen Kosten umsetzbar, wie z.B. die Ausweisung der verkehrsberuhigten Be-

reiche oder die Öffnungen für den Radverkehr. Andere Maßnahmen wiederum erfordern zu-

nächst weitere Vertiefungen und sind eher auf einen mittelfristigen (d.h. etwa innerhalb der 

nächsten drei bis fünf Jahre) bis langfristigen Zeithorizont (d.h. erst in fünf bis zehn Jahren, ggf. 

auch später) ausgelegt, wie z.B. der Bau der Mobilitätsstation Marktplatz in Kombination mit der 

Neugestaltung der Rathausstraße. Dabei sind die jeweiligen Abhängigkeiten und Wechselwir-

kungen sowohl zu anderen Maßnahmen des Vertiefungskonzepts Verkehr (oder auch des Grün- 

und Freiflächenkonzepts) als auch zu Projekten und Planungen Dritter zu beachten. 

Für einige der vorgeschlagenen Maßnahmen wird auch ein gewisser politischer Mut erforderlich 

sein, der sich jedoch auch auf die Wahrnehmung der Stadt Oerlinghausen sowohl von innen als 

auch von außen positiv auswirkt. Die im Vertiefungskonzept enthaltenen, teils innovativen An-

sätze und Ideen sind nicht nur als reine Lösung von verkehrlichen Problemen zu verstehen; sie 

prägen vielmehr die Entwicklung der Stadt Oerlinghausen als Ganzes. 
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Nach der Beratung in den politischen Gremien startet die anspruchsvolle Etappe der Umsetzung. 

Um die formulierten Ziele zu erreichen, bedarf es einer engagierten und konsequenten Realisie-

rung. Die Arbeiten zum Vertiefungskonzept Verkehr werden daher in der Erwartung abgeschlos-

sen, dass die darin enthaltenen Maßnahmenvorschläge und -empfehlungen sukzessive umge-

setzt, vorbereitet oder einer vertieften Prüfung unterzogen werden. Hierfür sind je-doch auch 

die entsprechenden finanziellen und personellen Ressourcen bereit zu stellen. 

Da die Umsetzung des Vertiefungskonzepts von der Akzeptanz der darin vorgeschlagenen Maß-

nahmen lebt, ist auch weiterhin ein kontinuierlicher, transparenter und gleichzeitig handhabba-

rer Planungsdialog, der auf den bisherigen Tätigkeiten aufbauen sollte, von großer Bedeutung. 
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1 Einleitung 

Das Büro Planersocietät wurde von der Stadt Oerlinghausen mit der Erarbeitung des „Vertie-

fungskonzept Verkehr Oerlinghausen-Innenstadt“ beauftragt. Als Maßnahme des integrierten 

städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) dient das Konzept dazu, nach Analysen der beste-

henden Situation Empfehlungen für einen optimierten Verkehr im Innenstadtbereich aufzuzei-

gen. Im Rahmen des ISEK wurden bereits Maßnahmen für die Umgestaltung der Verkehrsflächen 

entwickelt, die nun im Zuge des vorliegenden Konzepts vertieft betrachtet und ausgearbeitet 

bzw. ergänzt wurden, so dass in Oerlinghausen der Wandel zu einer belebten und qualitätvollen 

Innenstadtentwicklung auch im Verkehrsbereich weiter forciert wird. 

Das Untersuchungsgebiet bildete im Wesentlichen das Sanierungsgebiet „Oerlinghausen-Innen-

stadt“, welches etwas erweitert angewendet wurde, um darüberhinausgehende verkehrliche 

Verknüpfungen ebenfalls mit betrachten zu können (Abbildung 1). 

Neben dem Vertiefungskonzept Verkehr wurde gleichzeitig ein Grün- und Freiflächenkonzept 

für die Oerlinghauser Innenstadt erarbeitet, mit dem das Büro Gasse I Schumacher I Schramm - 

Landschaftsarchitekten Partnerschaft Paderborn mbB beauftragt wurde. Aufgrund der z.T. vor-

handenen thematischen und inhaltlichen Zusammenhänge und Wechselbeziehungen zwischen 

den beiden Konzepten fand einerseits ein enger Austausch zwischen den Bearbeitungsbüros 

beider Konzepte statt; andererseits bestand auch eine Zusammenarbeit im Beteiligungsprozess, 

indem beispielsweise Veranstaltungen gemeinsam organisiert und durchgeführt wurden. 

 

Die Innenstadt von Oerlinghausen zeichnet sich durch eine bewegte Topografie aus. Der Kern 

weist einen Altstadtcharakter mit schmalen Gassen und zahlreichen Tweten auf, der eine be-

sondere Herausforderung an die Verkehrsplanung stellt. Ziel der Stadt ist die Aufwertung und 

Belebung der Innenstadt, die heute vor allem den EinwohnerInnen als Einkaufs-, Freizeit-, Auf-

enthalts- und Arbeitsort dient. Angesichts der Funktionsvielfalt sollte die Innenstadt dement-

sprechend für alle Bevölkerungs- und Altersgruppen möglichst uneingeschränkt nutzbar und zu-

gänglich sein, was durch die bewegte Topografie der Stadt sowie weitere Probleme, die oftmals 

punktueller Natur sind, aktuell nicht immer gewährleistet ist. Im Fokus steht dabei die Haupt-

straße und dessen Verknüpfungen, auf der derzeit eine Buslinie im Zweirichtungsverkehr ver-

kehrt.  

 

Der vorliegende Bericht enthält die Zusammenstellung, die Dokumentation und Bewertung der 

Mängel in Bezug auf die einzelnen Verkehrsarten (motorisierter Individualverkehr - MIV, den 

öffentlichen Personennahverkehr - ÖPNV, Rad- und Fußverkehr) sowie die daraus abgeleiteten 

Maßnahmenvorschläge. Begleitet wurde die Erarbeitung durch einen umfassenden Beteili-

gungsprozess im Rahmen dessen unter anderem eine Öffentlichkeitsveranstaltung, ein Fachge-

spräch mit Schlüsselakteuren, ein Planungsspaziergang sowie ein Online-Dialog stattfanden.  
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Abbildung 1: Untersuchungsgebiet 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 
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2 Grundanforderungen und Prinzipien einer attraktiven 

Verkehrsgestaltung öffentlicher Räume 

Straßenräume sind auch immer Aufenthaltsräume. Sie stehen daher im Spannungsfeld zwischen 

Funktionsfähigkeit für den motorisierten Verkehr und Freiflächen. Daher gilt es, die Fahrbahn-

breite auf ein Minimum zu reduzieren und so mehr Aufenthaltsbereiche zu gewinnen. Ein Um-

denken muss dementsprechend in der Dimensionierung von Querschnitten geschehen. So soll-

ten Straßen von außen nach innen geplant werden, also zunächst die Bedarfsbreiten für den 

Fuß- und Radverkehr und dann die Fahrbahnbreite bestimmt werden (vgl. hierzu auch die Aus-

führungen zur städtebaulichen Bemessung von Straßenräumen in Kapitel 2.3). In beengten Ver-

hältnissen muss jedoch zwischen benötigter Fahrbahn und Geh-/Radwegen abgewogen werden. 

Die Belange aller Verkehrsmittel werden so bestmöglich einbezogen.  

2.1 Barrierefreiheit des öffentlichen Raumes 

Bei der barrierefreien Gestaltung des öffentlichen Raumes ist zu berücksichtigen, dass es vielfäl-

tige Arten und Grade von Mobilitätseinschränkungen gibt und sich z.T. auch mehrere Behinde-

rungsarten überlagern. Um Mobilität für möglichst viele Menschen mit Behinderungen zu er-

möglichen, sollte das Zwei- bzw. Mehr-Sinne-Prinzip angewendet werden, das heißt, es werden 

immer mindestens zwei Sinne angesprochen (optisch, akustisch, taktil). 

Grundsätzlich entsprechen die Anforderungen und Bedürfnisse mobilitätseingeschränkter Per-

sonen denen aller zu Fuß Gehenden (z. B. hindernisfreie Gehwege). Hinzu kommen jedoch spe-

zielle, zum Teil auch widersprechende Anforderungen, die aus den jeweiligen Ausprägungen der 

Behinderung resultieren. Viele Bedingungen, die für „normale“, nicht mobilitätseingeschränkte 

Personen die Nutzung eines Weges komfortabler machen, sind für Gehbehinderte oftmals eine 

generelle Voraussetzung. So können nur Wege, die ausreichend breit und eben sind sowie we-

der Schwellen, Stufen oder größere Steigungen aufweisen, von Gehbehinderten (ohne fremde 

Hilfe) bewältigt werden. In diesem Zusammenhang ist auch zu berücksichtigen, dass sich die 

Gruppe der Gehbehinderten selbst aus Personen mit ganz unterschiedlichen Behinderungsarten 

und Hilfsmitteln zusammensetzt (z. B. Rollstühle zum Schieben, elektrische Rollstühle, Rollato-

ren, Gehhilfen mit Unterarmstützen usw.; vgl. HSVV 2006: 23/24). 

Die Funktionsstörungen von sensorisch beeinträchtigten Personen (Hör- und Sehbehinderte) 

müssen durch andere Wahrnehmungen und Sinne ausgeglichen werden. Blinde Menschen sind 

auf ihren Hör- und Tastsinn (hauptsächlich mittels Langstock) angewiesen. Sehbehinderte nut-

zen oftmals noch das restliche Sehvermögen und benötigen daher starke Kontraste. Gehörlose 

und Schwerhörige können alle akustischen Warn- und Gefahrensignale nicht oder nur einge-

schränkt wahrnehmen und sind in erster Linie auf ihr Sehvermögen angewiesen; bei ihnen 

kommt erschwerend hinzu, dass ihre Behinderung von den Mitmenschen i.d.R. nicht auf Anhieb 

erkannt werden kann (vgl. HSVV 2006: 25). 
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Maßnahmen sind allerdings nur als Teil eines ganzheitlichen, zusammenhängenden Netzes 

zweckdienlich. Dabei bestimmt der Grad der Vollständigkeit die Nutzbarkeit eines Netzes. Eine 

Schwachstelle kann dazu führen, das ganze Wege für mobilitätseingeschränkte Menschen nicht 

nutzbar sind und ggf. gewisse Ziele nicht oder nur mit erheblichem Umweg erreicht werden kön-

nen. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass sich bei einer barrierefreien Straßenraumgestaltung oft auch die 

Nutzung für den „normalen“, nicht mobilitätseingeschränkten zu Fuß Gehenden komfortabler 

gestaltet, z. B. durch ausreichend Bewegungsraum, ebene Wege oder das Fehlen von Schwellen, 

Unebenheiten, Stufen und größeren Steigungen. Bei der Anwendung eines Mehr-Sinne-Prinzips 

wird daher auch vom Begriff „Design für alle“ gesprochen. 

2.2 Verschiedene Nutzergruppen des öffentlichen Raumes 

Das Verhalten insbesondere der zu Fuß Gehenden sowie deren Ansprüche an den öffentlichen 

Raum hängen von unterschiedlichen Faktoren ab. So haben beispielsweise der Zweck ihrer Fort-

bewegung, der demografische Hintergrund, das infrastrukturelle und soziale Umfeld oder die 

momentane Wetterlage Einfluss auf das Mobilitätsverhalten1. Im Folgenden werden die wich-

tigsten Fußverkehrsgruppen mit ihren unterschiedlichen objektiven und subjektiven Anforde-

rungen an den Raum dargestellt (vgl. Abbildung 2). 

Abbildung 2: Gruppen an zu Fuß Gehenden mit vielfältigen Ansprüchen 

 

Quelle: Planersocietät 

                                                           

1  FGSV 2002: 7f 
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Kinder als Nutzergruppe im Verkehrsraum zeichnen sich bei der Fortbewegung durch ein relativ 

raumeinforderndes Verhalten aus. Den öffentlichen Raum spielerisch zu erleben ist neben der 

Fortbewegung ein prägendes Verhalten von Kindern. Daher können mitgeführte Spielgeräte wie 

Bälle oder Roller den öffentlichen Raum um ein neues Nutzungsverhalten erweitern. Anders als 

bei Erwachsenen werden Elemente der Straßenraumgestaltung sowie deren Orientierungsele-

mente eher spielerisch als praktisch genutzt und in die laufende Fortbewegung miteinbezogen, 

indem z. B. auf Mauern balanciert, über Gehplatten gehüpft oder an Bäumen gespielt wird. 

Durch dieses Verhalten ist der Weg für viele Kinder oft schon das Ziel. Daher sind eine abwechs-

lungsreiche, aktivierend-interessante Frei- und Verkehrsraumgestaltung für die Bewegungs-

räume von Kindern ein elementares Element. Durch altersbedingte Unachtsamkeit kann es vor-

kommen, dass Kinder den eingeschlagenen Weg oder die Richtung ändern und durch Über-

schreitung von gekennzeichneten Verkehrsflächen ein erhöhtes Konfliktrisiko mit anderen Ver-

kehrsteilnehmenden entsteht. 

Daher sind aus der Perspektive der Eltern Wegeverbindungen attraktiv, in denen sie sich weni-

ger um die Sicherheit der Kinder sorgen müssen, z. B. Spielstraßen und straßenraumferne Weg-

esysteme wie z. B. Parkanlagen oder separat geführte Fuß- und Radwege. Ein besonderer Fokus 

liegt ebenfalls auf der Ausgestaltung der Schul- und Kindergartenwege, der Breite von Gehwe-

gen sowie der Gestaltung von Warteräumen (wie z. B. eine ausreichende Wartefläche an ÖPNV-

Haltestellen).2 

Nicht nur Kinder legen viel Wert auf die Erlebbarkeit des Raums, sondern auch Jugendliche. Sie 

nutzen Orte wie Grünflächen in Parkanlagen und öffentliche Plätze während ihrer Freizeit als 

soziale Treffpunkte der Kommunikation unter Freunden. Leicht erreichbare und zugleich erleb-

bare Aufenthaltsorte sind für diese Gruppe daher besonders wichtig. Oftmals wird der Aufent-

halt von Jugendlichen im öffentlichen Raum seitens anderer Gesellschaftsgruppen als störend 

und unerwünscht wahrgenommen. Sobald sich Jugendliche verdrängt fühlen, ist ein geduldeter 

Ort der Begegnung und etablierter Treffpunkt in Form eines Jugendhauses umso wichtiger. 

SeniorInnen legen alters- und gesundheitsbedingt besonderen Wert auf möglichst kurze, um-

wege- und barrierefreie (oder zumindest barrierearme) Wegeverbindungen. Aktuelle Verkehrs-

situationen (Barrieren, Umwege, zu schmaler Gehwegbereich) können daher in vielen Fällen ex-

terne Mobilitätseinschränkungen verursachen. Sich selbstbestimmt und sicher fortbewegen zu 

können, ist für die Gesundheit und das Wohlbefinden dieser Gruppe äußerst förderlich und sta-

bilisiert die Verfassung dieser Personen auf psychische, soziale und physische Art und Weise. 

Aufgrund körperlicher Verfassungen rücken auch Komfortansprüche an den Nutzungsraum im-

mer weiter in den Vordergrund, z. B. durch Sitzbänke zum Rasten in gleichmäßigen Abständen. 

Neben einem technischen Sicherheitsbedürfnis weisen Senioren auch ein erhöhtes soziales Si-

cherheitsbedürfnis auf. Einsame, unbeobachtete Orte und dunkle Strecken werden gemieden. 

Aufgrund der mit dem Alter steigenden Reaktionszeit, einer höheren Schreckhaftigkeit sowie 

                                                           

2  Eltern mit Kinderwagen sind in Ihren Ansprüchen mit mobilitätseingeschränkten Personen vergleichbar, deren Anforderungen 

im Fortlauf des Kapitels genauer erläutert werden. 
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einer möglicherweise geringeren körperlichen Stabilität entsteht eine besondere Herausforde-

rung im Zusammenspiel mit anderen, wesentlich schnelleren Verkehrsteilnehmenden. 

Ähnliche Anforderungen werden auch bei körperlich beeinträchtigten Personen festgestellt. 

Insbesondere für RollstuhlfahrerInnen und gehbehinderte Personen ist die Überwindbarkeit von 

Hindernissen (z. B. in Form von Nullabsenkungen von Bordsteinen) und die Vermeidung von Um-

wegen ein zentrales Anliegen. Für Blinde und Sehbehinderte ist die Erfassbarkeit des Straßen-

raumes – vor allem bei Nullabsenkungen von Bordsteinen – wichtig, wie z. B. durch taktile Bo-

denelemente oder kontrastreiche Markierungen von Räumen mit unterschiedlicher Verkehrs-

nutzung. Dabei ist insbesondere auf ein lückenloses, barrierefreies Netz zu achten. Es besteht – 

auch bei Gehörlosen und Hörbehinderten – aufgrund der erschwerten Orientierung, der langsa-

meren Fortbewegungsgeschwindigkeit oder einer ggf. eingeschränkten Kommunikationsmög-

lichkeit ein erhöhtes Konfliktpotenzial mit anderen Verkehrsteilnehmenden. 

Weitere besondere Ansprüche an den Raum ergeben sich aus dem Zweck bzw. dem Ziel der 

Fortbewegung. Erwerbstätige Personen, die sich auf dem Weg zu ihrem Arbeitsort befinden, 

suchen z. B. nach der effizientesten Strecke. Auch bei einkaufenden Personen geht es meist um 

den kürzesten Weg zum Zielort. Die Erreichbarkeit der Eingänge, z. B. von Discountern, sollte 

von den Gehwegen gesichert sein. Hier liegt der Fokus auf direkten Fußverkehrsanlagen, bei 

denen das Störungspotenzial durch andere Verkehrsteilnehmende minimiert wird.  

Oftmals erfüllt das Zufußgehen – abseits der bloßen Raumüberwindung – einen reinen Selbst-

zweck. Insbesondere für Touristen oder SpaziergängerInnen steht hierbei die Erholung im öf-

fentlichen Raum oder der Genuss der Fortbewegung im Vordergrund. Dabei spielt der Verkehrs-

raum auch als Ort der Kommunikation und des Verweilens eine wichtige Rolle. Ihre Fortbewe-

gung kann durch Langsamkeit und „gedankenverlorene Unachtsamkeit“ geprägt sein. Plötzliche, 

unbedachte Veränderungen des Wegeverlaufes können zu Konflikten mit zielgerichtetem Ver-

kehr führen (vgl. Fuss e.V. 2009). Ebenso forcieren SportlerInnen (z. B. Jogger) kein örtliches Ziel, 

sondern legen vermehrt Wert auf die Attraktivität der Strecke, wie z. B. eigenständige Fußwege.  

Eine besondere Nutzung des öffentlichen Raumes findet durch Obdach- bzw. Wohnungslose 

statt. Aufgrund eines nicht-vorhandenen privaten Rückzugsraumes ist ihre Existenz im besonde-

ren Maße an den öffentlichen Raum gebunden (vgl. Neupert 2010: 4). Auch als Fußverkehrs-

gruppe besitzen sie eigene Ansprüche: Insbesondere der Schutz vor Witterung und die soziale 

Sicherheit von Fußverkehrsanlagen sind hier von Bedeutung. Durch den mitgeführten Besitz 

konzentriert sich der Aufenthalt zeitweise an bestimmten Stellen, die auch als Orte der Kommu-

nikation genutzt werden. 

Die nachfolgende Darstellung veranschaulicht, wie unterschiedlich Einschränkungen der Mobi-

lität aussehen können: 
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Abbildung 3: Ausprägungen von Einschränkungen der Mobilität 

 
Quelle: Eigene Darstellung (Hinweis: Die Darstellung ist nicht als abschließend zu interpretieren.)  

 

So differenziert die NutzerInnen im Fußverkehr und ihre Ansprüche sind, so zeigen auch die Mo-

bilitätsanalysen eine unterschiedliche Affinität zum Gehen je nach Alter, Geschlecht, Wegelänge 

und Wegezweck. Kinder und Jugendliche (bis 14 Jahren) sowie ältere Menschen gehen häufiger 

zu Fuß, Frauen häufiger als Männer. Unterdurchschnittlich sind vor allem die Wegezwecke Ar-

beitsplatz und dienstlich/geschäftlich vertreten. Zu Fuß werden vor allem die sehr kurzen und 

kurzen Wege (bis zwei Kilometer) zurückgelegt.  

Abschließend ist festzuhalten, dass einige der Einschränkungen in der Mobilität weitaus mehr 

als den Fußverkehr umfassen. Während die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel in Teilen 

nicht barrierefrei ist, entstehen auch besondere Ansprüche an den ruhenden Verkehr (z. B. Be-

hindertenstellplätze) oder an den Radverkehr (z. B. Kinder und Begleitung auf den Gehwegen).  

 

2.3 Verkehrsgestaltung im Umweltverbund 

Oerlinghausen möchte den Umweltverbund fördern. Jedoch konkurrieren die Anforderungen 

durch den Fußverkehr, den Radverkehr und den ÖPNV mit denen des MIV. Im Folgenden werden 

daher kurz die grundlegenden Anforderungen der verschiedenen Verkehrsträger dargestellt 

(der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Umweltverbund), die als Grundlage für die Abwägung 

aller Belange untereinander heranzuziehen sind. 

Fußverkehr 

In der Gestaltung von Gehwegen sind eine Mindestbreite, eine bestimmte Oberflächenqualität, 

eine gering ausgeprägte Längs- und Querneigung sowie weitere Rahmenbedingungen (z. B. Aus-

/Beleuchtung) entscheidend. Leitsysteme erleichtern insbesondere Sehbehinderten die 
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Orientierung im öffentlichen Raum und die Auffindbarkeit wichtiger Orte. Querungsstellen müs-

sen möglichst von allen Personen selbständig und sicher zu bewältigen sein. Eine Beschilderung 

sollte gezielt eingesetzt werden sowie allgemeinverständlich und klar gestaltet sein, damit von 

ihr ein entsprechender Mehrwert ausgeht. Stadtmobiliar sollte im öffentlichen Raum intelligent 

und störungsfrei eingesetzt werden, so dass sie maximalen Nutzen und minimale Hindernisse 

bilden. 

 

Technische Regelwerke 

Technische Regelwerke benennen entspre-

chend Grundanforderungen an die Fußver-

kehrsinfrastruktur. So gibt die RASt063 die 

„Straßenraumgestaltung vom Rand aus“ für 

den Entwurfsvorgang von Straßenräumen 

vor, um die städtebauliche Bemessung im 

Einklang mit den spezifischen Nutzungsan-

sprüchen vor Ort zu definieren. Anhand die-

ser Vorgehensweise wird vermieden, dass 

für den Fußverkehr „Restflächen“ übrigblei-

ben. Stattdessen sollen ausreichend breite 

Seitenräume für den Fußverkehr (und ggf. 

den Radverkehr) gewährleistet werden (vgl. 

Abbildung 4). 

Als verträgliche Aufteilung der Straßenraum-

flächen wird das Verhältnis 30 : 40 : 30 (Sei-

tenraum : Fahrbahn : Seitenraum) empfoh-

len. Als Regelfall für die Dimensionierung 

des Gehweges gelten 2,50 m Breite (min-

destens 1,80 m nutzbare Gehwegbreite), 

um den Begegnungsverkehr zweier Fuß-

gängerInnen, auch mit Mobilitätsein-

schränkung, sowie einen entsprechenden 

Abstand zu den Randnutzungen (Haus-

wand und Fahrbahn) sicherzustellen (vgl. 

Abbildung 5). 

Die tatsächliche Gestaltung ist dabei ab-

hängig von den Gegebenheiten vor Ort 

(z. B. Fußgängerdichte, Straßentyp und 

                                                           

3  FGSV 2007 - RASt = Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 

Abbildung 4: Städtebauliche Bemessung von Straßen-

räumen 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach FGSV 2007 (RASt 06) 

Abbildung 5: Regelbreiten im Seitenraum 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach FGSV 2002 (EFA) 
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Randnutzungen), so dass bspw. bei gemeinsamer Fuß- und Radverkehrsführung – abhängig von 

Fuß- und Radverkehrsbelastungen der Spitzenstunde – auch Seitenraumbreiten von bis zu über 

4 m empfohlen werden (vgl. FGSV 2007). 

Die EFA4 benennen darüber hinaus weitere Grundanforderungen für Fußverkehrsanlagen: 

▪ hohe Verkehrssicherheit im Längs- und Querverkehr 

▪ hohe soziale Sicherheit (Angsträume vermeiden) 

▪ umwegfreie und netzschlüssige Fußverkehrsverbindungen  

▪ leichtes Vorankommen und hinreichende Bewegungsfreiheit 

▪ keine/minimale Störung durch andere Verkehrsteilnehmer*innen und andere Nutzun-

gen 

▪ Übersichtlichkeit und Begreifbarkeit für eine gute Orientierung im öffentlichen Raum 

▪ ansprechende Gestaltung, hohe Aufenthaltsqualität 

▪ Barrierefreiheit, Fußverkehrsanlagen sind für alle nutzbar 

 

Exkurs: Treppen im öffentlichen Raum 

Eine Besonderheit von Oerlinghausen sind die zahlreichen Tweten, Stiegen und Treppen, die in 

der gesamten Innenstadt aufzufinden sind. Durch die bewegte Topografie verlaufen viele Stra-

ßen entlang des Hanges, so dass diese Fußwege passende Abkürzungen bieten. Bei erheblich 

eingeschränkter Flächenverfügbarkeit, wie es in Oerlinghausen oftmals der Fall ist, ist die Anlage 

von Rampen nicht möglich, sollte jedoch - wo möglich - umgesetzt werden. Doch auch in ihrer 

Gestaltung sollten Treppen gewisse Mindestansprüche erfüllen. Dazu gehören laut RASt06:  

-  geeignete Schiebemöglichkeiten für Kinderwagen und Fahrräder 

- beidseitige Handläufe sowie einseitig ein Handlauf auf 0,40-0,50 m Höhe  

- eine lichte Breite von 1,50 m (besser 2,50 m) 

- Kontraste mindestens an der oberen und unteren Stufe  

- Aufmerksamkeitsfeld von min. 60 cm Tiefe über die gesamte Treppenbreite an der obe-

ren und unteren Stufe 

- Beleuchtung (für die Erhöhung des subjektiven Sicherheitsempfinden sollte der gesamte 

Bereich ausreichend beleuchtet werden) 

Darüber hinaus können Blindenschrift am oberen und unteren Ende des Geländers Blinden die 

Wegebeziehungen verdeutlichen. Eine Wegweisung kann sowohl Einheimischen als auch Tou-

risten in der Stadt die Orientierung vereinfachen. Die Oerlinghauser Tweten erzählen Geschich-

ten, die entsprechend aufbereitet von touristischer und identitätsstiftender Bedeutung sind.  

Wichtig ist, dass der Zugang zu den Tweten deutlich gekennzeichnet wird und auch im Straßen-

raum wahrnehmbar ist. Wo nötig, sind sichere Querungen an den Zugängen einzurichten.  

 

                                                           

4  FGSV 2002 - EFA = Empfehlungen für Fußverkehrsanlagen 
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Radverkehr 

Radverkehr ist ein wichtiger Baustein des Umweltverbunds. Gegenüber dem Fußverkehr ist er 

schneller, gegenüber dem ÖPNV individuell, gegenüber dem MIV emissionsfrei und flächenspar-

samer. Insbesondere im städtischen Verkehr stellt er eine zentrale Verkehrsart dar, die jedoch 

in der Verkehrsinfrastruktur oftmals nicht ausreichend berücksichtigt wird. Eine aktive Radver-

kehrsförderung stärkt den Radverkehrsanteil und die Sicherheit. Dazu braucht der Radverkehr 

ein durchlässiges Netz und sichere Radwege. Die Breite der Radwege beträgt dabei im Optimal-

fall mind. 1,50 m.  

In den letzten Jahren erobern zunehmend E-Bikes und Pedelecs die Straßen. Durch die elektri-

sche Unterstützung werden sowohl Steigungen leichter überwunden, längere Strecken zurück-

gelegt und höhere Geschwindigkeiten gefahren, als auch neue Zielgruppen wie Ältere erreicht. 

Bisher wurde das Potenzial der E-Räder nicht ausgeschöpft und der „Pedelec-Boom“ geht wei-

ter. Daher sollten in der Verkehrsplanung auch die damit einhergehenden Bedürfnisse berück-

sichtigt werden.  

 

Rahmenbedingungen des Radverkehrs in Kommunen mit Höhenunterschieden 

Um die Situationen und Handlungsmöglichkeiten im Radverkehr in topografisch bewegten Städ-

ten, zu denen auch die Stadt Oerlinghausen zählt – genau zu beleuchten, ist 2015 ein Leitfaden 

zur Radverkehrsförderung in Kommunen mit Höhenunterschieden erschienen5. Mit diesem wer-

den die Bedeutung einer Strategie für die Radverkehrsförderung sowie Optionen und geeignete 

Maßnahmen herausgestellt, sodass sich entsprechende Kommunen – häufig noch im Stadium 

der „Anfängerkommune“ – dem Thema Radverkehr systematisch und effektiv widmen können. 

Die Radverkehrsförderung ist gleichermaßen in Kommunen mit Höhenunterschieden ein we-

sentlicher Baustein für eine nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung. Es ergeben sich daraus 

zentrale Herausforderungen, mit denen umgegangen werden muss: 

▪ Verwaltung und Politik zu aktivieren und zu einer positiven Herangehensweise an das 

Thema Radverkehr zu bewegen. 

▪ Fehlende Radverkehrsinfrastruktur: Gerade in topografisch bewegten Städten ist das 

Thema Radverkehr in den letzten Jahrzehnten nachlässig behandelt worden. 

▪ Die Bevölkerung aktivieren und mitnehmen: Vorteile und Potenziale des Radverkehrs, 

auch auf hügeligen Strecken, aufzeigen. 

▪ Finanzielle Mehrbelastung stemmen: Radverkehr in Städten mit Höhenunterschieden 

ist häufig kostenintensiver als in ebenen Kommunen. 

▪ Die Netzstruktur in Kommunen mit Höhenunterschieden ist topografisch häufig mit Hö-

henunterschieden verbunden, insbesondere dann, wenn steigungsarme Strecken ge-

sucht werden. 

▪ Die Reichweite des Fahrrads ist in Städten mit Höhenunterschieden geringer, da auf 

Strecken mit Steigungen Zeit- und Kraftaufwand höher sind als auf ebenen Strecken. 

                                                           

5 vgl. Konrad et al. 2015: Leitfaden zur Radverkehrsförderung in Städten mit Höhenunterschieden. TU Dortmund 
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▪ Die Verknüpfung von Fahrrad und ÖPNV ist in Städten mit Höhenunterschieden von 

besonderer Bedeutung, um Potenziale zu aktivieren. 

Daher sind in Bezug auf Kommunen mit Höhenunterschieden folgende Leitziele zu verfolgen: 

▪ Radverkehrsförderung beginnt in den Köpfen der Politik, der Verwaltung und der Bür-

gerschaft. 

▪ Radverkehrsförderung in Kommunen mit Höhenunterschieden ist ein anspruchsvolles 

und spannendes Themenfeld mit neuen Erfahrungen und möglicherweise auch Rück-

schlägen. 

▪ Radverkehrsförderung in Kommunen mit Höhenunterschieden erfordert ein aktuelles 

Radverkehrskonzept unter besonderer Rücksicht auf die lokale topografische Lage. 

▪ Radverkehrsförderung in Kommunen mit Höhenunterschieden beginnt in der Ebene 

und in Tallagen, wo mit geringstem Aufwand die höchste Wirkung erzielt werden kann. 

Davon ausgehend können nach und nach höhere oder bedeutend tiefere Lagen ange-

schlossen werden. 

▪ Der Radverkehr muss bei aktuellen Vorhaben in Höhenlagen oder an Hängen bereits 

mitgedacht und verbessert werden. Radverkehrskonzepte müssen daher von Anfang an 

die gesamte Kommune miteinbeziehen. 

▪ Aufgrund des oftmals hohen Verkehrsanteils (und Stellenwerts) des MIVs in Kommunen 

mit Höhenunterschieden ist eine konsequente integrierte Planung unerlässlich. 

Besondere Planungshinweise und Handlungsmöglichkeiten: 

▪ Betrachtung des Radverkehrs als Zu- und Abbringer zum ÖPNV an Tal-/Berghaltestellen: 

bergauf mit dem Bus, bergab mit dem Rad 

▪ Führung des Radverkehrs auf Gefällestrecken möglichst auf bevorrechtigten Straßen 

▪ Berücksichtigung und Darstellung von Höhenunterschieden in der Beschilderung (in Pro-

zentangaben), ggf. Ausschilderung von Streckenalternativen 

▪ Radverkehrsführung: bei Steigungen tendenziell im Seitenraum (langsames Tempo, 

mehr Platzbedarf), bei Gefälle tendenziell auf der Fahrbahn (schnelleres Tempo, weni-

ger Konflikte mit zu-Fuß-Gehenden und an Kreuzungen) 

▪ Möglichkeit der Anlage asymmetrischer Straßenquerschnitte zur Sicherung des Radver-

kehrs bergauf (z. B. durch einseitige Markierung, Verbreiterung der bergauf-Fahrbahn 

bei gleichzeitiger Verschmälerung der bergab-Fahrbahn) 

▪ Bei gemeinsamer Führung mit dem Fußverkehr: bergauf kann sich ein gemeinsamer 

Geh-/Radweg mit entsprechender Breite anbieten, bergab ist davon eher abzusehen 

▪ Innerorts ist aus Sicherheitsgründen und zur Konfliktminimierung eine Führung auf der 

Fahrbahn Radwegen vorzuziehen 

▪ Innerorts sollten auf steigungsreichen Straßen für den Radverkehr sowie Fahrradstra-

ßen an rechts-vor-links-Knoten aus Sicherheits- und Komfortgründen Vorrang erhalten 

▪ Einsatz technischer Aufstiegshilfen, wie Schieberillen, Rampen 

▪ Bereitstellung von Ladeinfrastruktur für E-Bikes und Pedelecs; Forcierung der Nutzung 

▪ Information + Kommunikation, beispielsweise durch (speziellen) Fahrradstadtplan 

▪ Monitoring, Wirkungskontrolle, Qualitätsmanagement  
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Öffentlicher Personennahverkehr 

Wesentliche Bausteine des ÖPNV sind die Qualität des Angebots (Bedienungs-, Verbindungs- 

und Erschließungsqualität) und die Infrastruktur (Barrierefreiheit, Komfort, Beschleunigung). 

Auch das Tarifsystem, die Qualität der Fahrzeuge sowie die Qualität und Fülle an Fahrgastinfor-

mationen sind bedeutend für einen attraktiven ÖPNV. 

Da die Qualität des Angebots vor allem über die Nahverkehrsbetriebe und im Nahverkehrsplan 

des Kreises Lippe beschrieben werden, steht in diesem Konzept die Infrastruktur im Fokus. Die 

Anforderungen an die Erschließungsqualität beinhalten in der Regel sowohl die Sicherstellung 

einer ÖPNV-Grundversorgung außerhalb des Schülerverkehrs als auch die Festlegung von maxi-

malen Entfernungen von Haltestellen. Ein Siedlungsgebiet ist im Durchschnitt dann mit einer 

Haltestelle erschlossen, wenn die Luftlinienentfernung eine bestimmte Distanz nicht überschrei-

tet und die Haltestelle mindestens montags bis freitags unabhängig vom Schülerverkehr bedient 

wird. Für die Oerlinghauser Innenstadt gilt die Feinerschließung mit einer Distanz von 200-300 

m im Busverkehr.  

Die Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs sichern die Zugänglichkeit und Erreich-

barkeit der Innenstadt; ihre Auffind- und Nutzbarkeit ist für möglichst alle Bevölkerungsgruppen 

sicherzustellen. Gemäß §8 (3) PBefG ist bis zum 1.1.2022 die Barrierefreiheit der Haltestellen im 

Zusammenspiel mit den Fahrzeugen umzusetzen. Zur allgemeinen Ausstattung einer Haltestelle 

gehören:  

▪ Querungsstellen in unmittelbarer Nähe,  

▪ Fahrplan und Informationen (z.B. zum Tarif etc.) und gut sichtbares Haltestellenschild 

▪ Beleuchtung 

▪ Hochbord 

▪ Taktile Leitstreifen  

▪ Ggf. Wartehalle / Witterungsschutz mit Rastmöglichkeit 

 

Motorisierter Individualverkehr 

Der MIV wird auch zukünftig eine große Rolle spielen und soll deshalb eine weiterhin gute Er-

reichbarkeit innerstädtischer Ziele vorfinden. Allerdings stößt das System MIV immer öfter an 

seine Kapazitätsgrenzen. Daher muss es darum gehen,  

▪ integrierte Gestaltungsansätze und Handlungsstrategien für den Umgang mit dem öffent-

lichen Straßenraum und seinen vielfältigen Nutzungsansprüchen zu finden 

▪ den MIV-Ortsverkehrs (Ziel/Quelle in der Innenstadt) mit einer Geschwindigkeit zuzulas-

sen, die die speziellen Gegebenheiten einer kleinstädtischen Innenstadt berücksichtigt 

▪ den (nicht notwendigen) Durchgangsverkehr weitest möglich zu vermeiden. 

Nur wenn auch genug Raum für alternative Fortbewegungsmittel (wie Rad- und Fußverkehr) zur 

Verfügung steht, kann ein Umdenken/Umsteigen stattfinden. Dies führt zur Steigerung der Effi-

zienz des Straßennetzes und gleichzeitig zur Erhöhung der städtischen Lebensqualität. 
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3 Methodik 

In Hinblick auf die Entwicklung und Konkretisierung von Maßnahmen mussten zunächst die 

Mängel und Potenziale als solche identifiziert werden, bevor entsprechende Lösungen entwi-

ckelt werden können. Da die BürgerInnen vor Ort ihre Stadt und das alltägliche Verkehrsgesche-

hen aber auch weitergehende Aspekte (z.B. Lieblingsplätze) am ehesten kennen und beurteilen 

können, ist es sinnvoll, diese stark in den Findungsprozess einzubeziehen. 

Die umfangreiche Bestandsanalyse der Oerlinghauser Innenstadt basiert daher auf zwei Elemen-

ten: Zum einen wurde die Innenstadt eingehend durch eigene Ortsbegehungen analysiert, um 

detaillierte Erkenntnisse aus fachlicher Sicht zu erhalten. Zum anderen wurden die Bevölkerung 

aktiv in den Prozess mit eingebunden; die dabei gesammelten Ideen, Eindrücke und Erfahrungen 

waren für die weiteren Arbeitsschritte von enormem Wert.6 

Im Rahmen eines Planungsspaziergangs am 16. März 2018 wurden gemeinsam mit über 40 in-

teressierten Bürgerinnen und Bürgern Problemstellen besucht sowie Ideen und mögliche Lö-

sungsansätze vor Ort diskutiert. Der Spaziergang diente neben der Sensibilisierung für das 

Thema allgemein auch zum Erfahrungs- und Ideenaustausch sowie zur Bestätigung erster Ein-

drücke der Planer und zur Konkretisierung des Handlungsbedarfs. 

Das Fachgespräch am 21. März 2018 diente dazu mit relevanten Schlüsselakteuren (u.a. Polizei, 

Werbegemeinschaft, moBiel) in den Dialog zu treten. So konnten diese ihre Interessen hervor-

bringen und Wünsche und Anregungen geben.  

In einer Öffentlichkeitsveranstaltung am 25. April 2018 wurden die ersten Ideen und Hand-

lungsansätze der Planer zu den im Planungsspaziergang thematisierten und in Handlungsfeldern 

zusammengefassten Punkten diskutiert und um weitere Anregungen ergänzt.  

Während der Sommermonate 2018 bestand die Möglichkeit, auf einer interaktiven Karte so-

wohl Hinweise und Ideen konkret zu nennen und zu verorten als auch Vorschläge zu kommen-

tieren bzw. zu liken /disliken. 

 
Abbildung 6: Planungsspaziergang Abbildung 7: Öffentlichkeitsveranstaltung Abbildung 8: Screenshot interaktive Karte 

   

Quelle: Eigene Fotos / Screenshot https://innenstadtkonzept-oerlinghausen.de/buergerdialog/ vom 08.06.2018 

                                                           

6 Zum Planungsspaziergang, zum Fachgespräch und zur Öffentlichkeitsveranstaltung sind gesonderte Protokolle verfasst worden, 

die den jeweiligen Ablauf und die Ergebnisse konkret beschreiben. 
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In einer gemeinsamen Sitzung von Bau- und Umweltausschuss am 02. Mai 2018 wurden die 

identifizierten Handlungsfelder in einer ersten Sichtung vorgestellt, diskutiert und ergänzt. Die 

Mitglieder der Ausschüsse gaben weitere Anregungen zur finalen Entwicklung der Maßnahmen.  

In der Sitzung des Bauausschusses vom 31. Oktober 2018 soll das Vertiefungskonzept Verkehr 

präsentiert werden. 
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4 Ausgangslage 

Die Ausgangslage in der Innenstadt von Oerlinghausen wird anhand von Bestands- und Analyse-

Karten beschrieben, die im Format DIN A3 im Anhang zu finden sind: 

▪ Steigungen 

▪ Fußverkehr: Straßenbegleitende Gehwege 

▪ Fußverkehr: Eigenständige Gehwege 

▪ Geschwindigkeiten und Parken 

▪ Öffentlicher Verkehr 

▪ Oberflächen 

▪ Analyse Barrierefreiheit und Fußverkehr 

▪ Analyse Radverkehr 

▪ Analyse Straßenraumgestaltung 

Eine zusammenfassende Betrachtung der Problemlage findet in Kapitel 4.7 statt. 

4.1 Steigungen 

Die Innenstadt Oerlinghausen besticht durch eine bewegte Topographie, welche sich durch die 

Lage am Nordhang des Tönsberges ergibt. Nicht zuletzt deswegen wird Oerlinghausen auch 

‚Bergstadt‘ genannt. 

Problematisch ist eine bewegte Topographie innerhalb von Städten dann, wenn die Erreichbar-

keit einzelner Punkte nicht für alle Bevölkerungsgruppen möglich ist. In der Oerlinghauser In-

nenstadt wird dies an mehreren Stellen deutlich. Die vielen Tweten zwischen der Hauptstraße 

und der Straße ‚Unter der Howe‘ bieten oftmals keine barrierefreie Alternative. Auffallend ist 

auch, dass die Zuwege aus den Wohngebiete entlang des Hangs oftmals über Straßen mit mehr 

als 6 % Steigung führen. Die Steigungen führen dazu, dass der zentrale Versorgungsbereich der 

Innenstadt barrierefrei – wenn überhaupt – nur über Umwege erreicht werden kann. Die 

Schwierigkeit der Benutzung dieser „Steigungsstraßen“ wird zudem dadurch verstärkt, dass die 

Gehwege in Teilen sehr schmal sind und/oder das dort befindliche Kopfsteinpflaster problema-

tisch für diverse Personengruppen ist.  
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Abbildung 9: Steigung Auf dem Berge  Abbildung 10: Tönsberg 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

An zahlreichen Stellen finden sich entsprechende Treppenanlagen (oftmals Tweten genannt), 

die – nicht zuletzt wegen des zu überwindenden Höhenunterschieds – über keine zusätzliche 

Rampenanlage verfügen (die Tweten werden in Kap. 4.3 näher betrachtet). Auch sind die Stei-

gungen in der Radverkehrsplanung zu berücksichtigen.7  

Abbildung 11: Treppe am Amtsgarten Abbildung 12: Rampe am Simonsplatz 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

                                                           

7 Ein Leitfaden zur Radverkehrsförderung in Städten mit Höhenunterschieden ist unter 

 http://edoc.difu.de/edoc.php?id=XC234KWH abrufbar.  
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Abbildung 13: Steigungen Oerlinghausen Innenstadt 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

(Hinweis: Die Klasseneinteilung spiegelt die Bewältigbarkeit von Steigungen durch Personen mit Gehbehinderungen 

wider. So sind Längsneigungen bis zu 3 % für Personen mit Gehbehinderungen bzw. mit Hilfsmitteln wie Rollstuhl oder 

Rollator i.d.R. noch gut zu bewältigen, während dies ab einer Steigung von 6 % nicht mehr der Fall ist.) 

4.2 Straßenbegleitende Gehwege 

Neben starken Steigungen und der Qualität der Oberflächenmaterialien entscheidet insbeson-

dere auch die Breite der Gehwege darüber, ob und wie gut einzelne Wege für verschiedene 

Gruppen (be)nutzbar sind. Der Breiten-, Längen- und Höhenbedarf („Verkehrsraumbedarf“) 

ergibt sich aus dem Zusammenspiel von körperlicher Abmessung einer zu Fuß gehenden Person 

sowie der für die Person erforderlichen Bewegungsspielräume. So benötigt beispielsweise eine 

Person im Rollstuhl eine Breite von mindestens 90 cm, für eine 180°-Drehung hingegen bereits 

eine Fläche von 1,50 m x 1,50 m. Die Breite von Gehwegen sollte in der Regel zwischen 2,50 m 

und 3,00 m betragen, und Stadtmobiliar (Beleuchtung, Verkehrszeichen, Abfallbehälter etc.) 

darf diese Breite nicht bzw. nicht wesentlich einschränken (vgl. FGSV 2011: 23). 

Die Gehwegbreiten in der Oerlinghauser Innenstadt variieren z. T. stark. Insbesondere im Alt-

stadtkern sind auf Grund der schmalen Querschnitte und der historischen Baustruktur schmale 

Abschnitte oder einzelne Engstellen zu finden. Besonders sind problematische Bereiche dort, wo 

die Gehwege auf beiden Straßenseiten eine zu geringe Breite aufweisen und weitere, er-

schwerte Rahmenbedingungen (wie z.B. topografische Bewegtheit oder erschütterungsreiche 

Oberflächenbeschaffenheit) hinzukommen.  
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Abbildung 14: Poller im Gehwegbereich Hauptstraße Abbildung 15: Engstelle auf der Hauptstraße  

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

An anderen Stellen in der Oerlinghauser Innenstadt ist der Gehweg zwar prinzipiell breit genug 

(auch für mobilitätseingeschränkte Personen), jedoch erschweren Hindernisse z.T. die Durchläs-

sigkeit oder schränken diese gar komplett ein. Die Hindernisse können festes Stadtmobiliar sein, 

wie etwa Straßenlaternen oder Poller, die sich nicht ohne Weiteres entfernen oder an eine an-

dere Stelle setzen lassen. Daneben gibt es jedoch auch temporäre Hindernisse, die das Durch-

kommen erschweren oder unmöglich machen. Dies können falsch oder ungünstig abgestellte 

Fahrzeuge sein, aber auch Werbeaufsteller, Baustellen oder Außenbestuhlungen von Gastrono-

mie. 

Abbildung 16: Untermaßige Gehwege Unter der Howe Abbildung 17: Gefahrenstelle durch Baustelle  

 

Quelle: Eigene Fotos 

 



4 Ausgangslage  21 

Abbildung 18: Gehwegbreiten in der Innenstadt 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

(Hinweis: Die Klasseneinteilung wurde anhand des Rotationsflächenbedarfs einer Person im Rollstuhl (Fläche von 

1,50 m x 1,50 m) vorgenommen. Dementsprechend fallen Gehwege mit einer Breite unter 1,5 m in die Kategorie „rot“; 

erst Gehwege ab einer Breite von 2,0 m werden als „grün“ bezeichnet, da erst dann Begegnungen von Mobilitätsein-

geschränkten (z. B. Rollator und Kinderwagen) möglich sind.) 

4.3 Tweten, Stiegen, Treppen 

Wie bereits im vorherigen Kapitel erwähnt, zeichnet sich Oerlinghausen nicht nur durch seine 

Lage am Berg aus, sondern auch durch die zahlreichen Tweten, Stiegen und Treppen. Insbeson-

dere die Tweten spielen in der städtebaulichen Entwicklung Oerlinghausens eine wichtige Rolle 

und sind in dieser Form einzigartig. Neben ihrer heutigen Verbindungsfunktion haben die Twe-

ten auch einen geschichtlichen Hintergrund8. Ihr Erscheinungsbild wird von den Oerlinghausern 

als „urig“ bezeichnet.  

Besonders viele Tweten befinden sich zwischen der Straße ‚Unter der Howe‘ und der Haupt-

straße. Während Ortskundigen die Tweten in der Regel bekannt sind, fallen die zahlreichen Twe-

ten Ortsfremden weniger auf. Die Zugänge zwischen den Häusern sind teilweise versteckt, un-

terschiedlich gekennzeichnet oder können mit privaten Wegen verwechselt werden. Ihnen fehlt 

auch die entsprechende Präsenz im Straßenbild (sowie daran anschließende 

                                                           

8 Werner Höltke beschreibt in dem Buch „Die „Tweten“ – Verträumte Stiegen und Gassen in Oerlinghausen“, 2002 im Verlag  

Thomas P. Kiper erschienen, ausführlich den geschichtlichen Hintergrund der Tweten.  
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Querungsmöglichkeiten). Positiv hervorzuheben ist, dass bereits zahlreiche Tweten mit Na-

mensbeschilderungen ausgestattet wurden. 

Abbildung 19: Aufstieg Amtsgarten  Abbildung 20: Ausblick oberer Zugang Braustiege 

 

Quelle: Eigene Fotos 
 

Die Tweten weisen teilweise einen Instandhaltungsrückstand auf, und von den Oerlinghausern 

wurde im Rahmen der Beteiligung eine bessere Reinigung gefordert. Keine der Tweten erfüllt 

die heutigen Anforderungen an die Ausstattung von öffentlichen Treppenanlagen oder an die 

Barrierefreiheit (siehe dazu auch den Exkurs in Kap. 2.3 „Fußverkehr“). Während eine bauliche 

Verbreitung der Treppen und Gassen fast immer unverhältnismäßig wäre (und den urigen Cha-

rakter zunichtemachen würde), sind zumindest behutsame Nach-/Verbesserungen – je nach ört-

lichen Gegebenheiten – denkbar.  

Abbildung 21: Schmaler Zugang Klempnertwete Abbildung 22: Unzureichende Ausstattung Schmiedetwete 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 
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Abbildung 23: Tweten, Stiegen, Steigen in der Innenstadt 

 

Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

4.4 Geschwindigkeiten, Parkplätze und Fahrrichtungen 

Der Altstadtkern von Oerlinghausen ist mit einer ‚Zone 20‘ schon flächendeckend geschwindig-

keitsreduziert. In den umliegenden Wohnbereichen sind überwiegend Tempo 30-Zonen ausge-

wiesen. Umgeben wird die Altstadt von Straßen mit der üblichen innerörtlichen Höchstge-

schwindigkeit von 50 km/h; dies betrifft insbesondere die klassifizierten Straßen. 

Die in vielen Bereichen bereits reduzierten zulässigen Höchstgeschwindigkeiten sind grundsätz-

lich positiv zu bewerten. Es ergeben sich jedoch zum Teil gewisse Widersprüchlichkeiten hin-

sichtlich der Verkehrsregelung. So ist der Bereich Weerthstraße / Gehrenberg nicht als Tempo 

30-Zone ausgewiesen, sondern mit einer 30 km/h-Streckenregelung (Zeichen 274-30) versehen. 

Hinzu kommen kleinere, i.d.R. abgeschlossene Bereiche bzw. Quartiere, die zwar Teil einer (grö-

ßeren) Tempo 30-Zone sind, jedoch in der Straßenraumgestaltung eher den Charakter eines ver-

kehrsberuhigten Bereichs aufweisen (z.B. Sophienweg, Am Weberpark). Hier sind eine stärkere 

Vereinheitlichung bzw. eine geeignetere Zuordnung zu empfehlen. 

Positiv hervorzuheben ist, dass in der Oerlinghauser Innenstadt keine schweren Unfälle jedwe-

der Verkehrsbeteiligung polizeilich bekannt sind. Negativ fallen die Ergebnisse von durchgeführ-

ten Geschwindigkeitsmessungen auf. So liegt auf der Hauptstraße (ca. 100 m östlich des 
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Simonsplatzes) der V85-Wert mit 30 km/h9 um 50 % über der dort zulässigen Höchstgeschwindig-

keit von 20 km/h. Auch die gefahrenen Geschwindigkeiten auf der Parallelstraße ‚Unter der 

Howe‘ und der Ravensberger Straße sind als nicht ganz unproblematisch zu bewerten. 

Tabelle 1: Ergebnisse von Geschwindigkeitsmessungen 

Messstelle Zeitraum 
Zulässige 

Höchstgeschwindigkeit V85 

Hauptstraße (zwischen Rathaus- und 

Ravensberger Straße), Ri. Osten 
16.02.2011 – 23.02.2011 30 km/h 38 km/h 

Hauptstraße (zwischen Rathaus- und 

Ravensberger Straße), Ri. Westen 
16.02.2011 – 23.02.2011 30 km/h 35 km/h 

Hauptstraße Ri. Osten 25.02.2012 – 16.03.2012 30 km/h 41 km/h 

Hauptstraße Ri. Westen 08.03.2012 – 27.03.2012 30 km/h 49 km/h 

Ravensberger Straße, Ri. Hauptstr. 12.12.2016 – 19.12.2016 30 km/h 34 km/h 

Ravensberger Straße, Ri. Zeppelinstr. 19.12.2016 – 25.12.2016 30 km/h 45 km/h 

Hauptstraße Haus-Nr. 48 16.02.2018 – 09.03.2018 20 km/h 30 km/h 

Unter der Howe, Höhe P3 16.02.2018 - 09.03.2018 30 km/h 39 km/h 

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der Stadt Oerlinghausen 

Während vielerorts Restriktionen für den Kfz-Verkehr durchgesetzt wurden, ist die Durchlässig-

keit für den Radverkehr deutlich höher. Die meisten Einbahnstraßen sind bereits für den Rad-

verkehr in Gegenrichtung freigegeben. Auch ermöglichen die eingesetzten Poller, wie z.B. am 

Postweg, die Durchfahrt für den Radverkehr. Dies stellt für die (im Vergleich zum Pkw-Verkehr) 

deutlich umwegeempfindlichere Nahmobilität eine große Stärke dar und verhindert gleichzeitig 

unerwünschte Kfz-Durchgangsverkehre und kritische Fahrsituationen. Auf der Hauptstraße 

wurde im Rahmen der Bürgerbeteiligung nichtsdestotrotz mehrfach geäußert, dass mittlerweile 

zwar der Durchgangsverkehr aus südlicher Richtung durch das Einfahrverbot auf Höhe der Kir-

che größtenteils vermieden werden konnte10, jedoch weiterhin – gerade zu den Hauptverkehrs-

zeiten – ein merklicher Durchgangsverkehr aus östlicher Richtung herrscht. 

Die Parkmöglichkeiten für den Kfz-Verkehr sind in Oerlinghausen insgesamt als gut bis sehr gut 

zu bewerten. Neben straßenbegleitendem Parken existieren zahlreiche kleinere (vor allem ent-

lang der Straße ‚Unter der Howe‘) und größere Stellplatzanlagen (z.B. Amtsgarten, Marktplatz). 

Durch dieses gute und über den gesamten Innenstadtbereich verteilte Parkplatzangebot erge-

ben sich nahezu überall sehr kurze Wege vom Parkplatz zum jeweiligen Zielort. 

Während die sehr zentralen Parkplätze, wie z.B. der Amtsgarten, mittels Parkscheibenregelung 

bewirtschaftet werden11, befinden sich umliegend mehrere Parkplätze ohne Bewirtschaftung 

                                                           

9 Das bedeutet, dass 85 % der gemessenen Fahrzeuge im Geschwindigkeitsbereich bis 30 km/h liegen und 15 % darüber. 

10 Aus Richtung Süden gilt auf der Hauptstraße ab Haus-Nr. 51 ein Einfahrverbot. Bus- und Radverkehr sind von dieser Regelung 

per Zusatzzeichen ausgenommen. 

11  Es ist darauf hinzuweisen, dass in der Stadt Oerlinghausen keinerlei Parkgebühren erhoben werden, sondern in Teilbereichen 

wie z.B. der Innenstadt lediglich eine Parkdauerbeschränkung besteht. 
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(z.B. Zeppelinstraße), die sich insbesondere für Dauerparker wie z.B. Beschäftigte eignen. Dies 

hat zur Folge, dass jene Parkplätze, über die die Geschäfte gut zu erreichen sind, nicht dauerhaft 

belegt werden und insgesamt eine hohe Erreichbarkeit gewährleistet werden kann. Im Rahmen 

von Ortsbegehungen zu unterschiedlichen Tageszeiten konnten zudem keine Überbelastungen 

der Parkplätze oder auffällige Parksuchverkehre beobachtet werden. Dennoch wurde eine nicht 

unerhebliche Anzahl an Parkverstößen festgestellt, vor allem im Bereich der Hauptstraße (ins-

besondere Parken außerhalb der markierten Bereiche12).  

Die vorhandenen Fahrradstellplätze entsprechen oftmals nicht mehr den heutigen Ausstat-

tungsanforderungen. In der Regel handelt es sich derzeit um sog. Felgenbrecher, die aufgrund 

der eingeschränkten Stabilität des Fahrrades für den Nutzer qualitativ geringer einzustufen sind. 

Nur vereinzelt finden sich bereits Anlehnbügel (z.B. an der Haltestelle Simonsplatz), die sowohl 

eine höhere Stabilität als auch einen besseren Diebstahlschutz ermöglichen. 

Zudem konnte insgesamt ein Mangel an Fahrradabstellplätzen im Innenstadtbereich festgestellt 

werden. In den Beteiligungs-Veranstaltungen wurde berichtet, dass insbesondere in den Som-

mermonaten zahlreiche „wild“ abgestellte Fahrräder auf der Hauptstraße zu beobachten sind; 

dies konnte bei späteren Vor-Ort-Beobachtungen verifiziert werden.  

Abbildung 24: Marktplatz Abbildung 25: Parkverstoß Hauptstraße  

  

Abbildung 26: „Wild“ abgestellte Fahrräder an der 

Ecke Hauptstraße / Ravensberger Straße 

Abbildung 27: Fahrradabstellanlage am Rathaus 

(„Felgenbrecher“) 

  
Quelle: Eigene Fotos  

                                                           

12 Die Hauptstraße sowie einige angrenzende Straßen sind Teil einer Zone mit eingeschränktem Halteverbot (Zeichen 290.1). Hier 

darf nur innerhalb gekennzeichneter bzw. markierter Flächen und zu bestimmten Zeiten (Mo-Fr 9-19 Uhr, Sa 9-13 Uhr) nur mit 
einer Höchstparkdauer von einer Stunde (Parkscheibenregelung) geparkt werden.  
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Abbildung 28: Zulässige Geschwindigkeiten und Parkplätze in der Innenstadt 

 

Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

 

4.5 Öffentlicher Personennahverkehr 

Der Erschließungsradius (Fußgängerdistanz) von den Haltestellen des ÖPNV ist gemäß des gel-

tenden Nahverkehrsplan der KVG Lippe mbH (Kommunale Verkehrsgesellschaft Lippe mbH) mit 

300 m festzusetzen. Bei Anwendung dieses Erschließungsradius wird deutlich, dass die Erschlie-

ßung im gesamten Sanierungsgebiet „Oerlinghausen-Innenstadt“ gesichert ist, im Untersu-

chungsgebiet für das Vertiefungskonzept Verkehr nahezu vollständig. Zahlreiche Erschließungs-

radien überschneiden sich (vgl. Abbildung 32). 

Die Nähe der Haltestellen ist in Hinblick auf die bewegte Topografie als sehr positiv zu bewerten, 

da durch starke Neigungen und die dadurch in Teilen umwegige Straßenführung oder Fußwege 

mit Stufen sich insbesondere für Mobilitätseingeschränkte i.d.R. zusätzliche Umwege ergeben 

können. Die Verbindungsqualität der Innenstadt Oerlinghausen sollte gemäß des Nahverkehrs-

plans durch mindestens 8 Kurspaare gegeben sein; dies wird durch das heutige Angebot erfüllt. 

In der folgenden Tabelle werden alle Buslinien, die die zentral gelegene Haltestelle ‚Oerlinghau-

sen Marktplatz‘ anfahren, dargestellt13: 

                                                           

13 Die Haltestelle „Marktplatz“ wurde gewählt, da alle Buslinien dort halten, die im Untersuchungsgebiet verkehren (dort starten 

bzw. enden zudem zwei dieser Linien). Von den Haltestellen im Untersuchungsgebiet weist sie des Weiteren die meisten Ein - 
und Aussteiger auf. 
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Tabelle 2: Buslinien ab Oerlinghausen-Markplatz (Mo-Fr) 

Linie Takt (tagsüber) Anmerkungen 

34 

Bielefeld-Sieker – Gräfinghagen – 

Oerlinghausen – Südstadt – 

Stukenbrock, Kühler Grund 

 

Ri. BI-Sieker: halbstündlich 

(20/40-Takt) 

Ri. Stukenbrock: stündlich 

 

Linie endet/startet abwechselnd 

am Marktplatz 

38 

Stieghorst – Hillegossen – Ubbedissen – 

Oerlinghausen 

 

Stündlich 

 

Linie startet/endet am Marktplatz 

39 

Bf.Oerlinghausen – Oerlinghausen – Süd-

stadt – Lipperreihe – Dalbke – Sennestadt 

 

Halbstündlich 

 

Verkehrt als einzige Linie über die 

Hauptstraße 

769 

Lage – Kachtenhausen – Helpup – 

Oerlinghausen – Bf. Oerlinghausen 

 

Stündlich 

 

Zwei Umstiegsmöglichkeiten zum 

Schienenverkehr 

(Helpup / Oerlinghausen Bf.) 

NachtBus 

Ubbedissen – Helpup – Oerlinghausen – 

Lipperreihe 

 

Stündlich 

 

Nachts (Samstag, Sonn-/Feiertag), 

Anschluss an N5 in Ubbedissen 

Hinweis: Die Buslinien 931 / 932 dienen dem Schülerverkehr; sie werden in der Bestandsanalyse nicht mit aufgeführt. 

Die Innenstadt von Oerlinghausen ist insgesamt gut durch den Busverkehr angebunden. Da alle 

Buslinien, die im Untersuchungsgebiet verkehren, die Haltestelle Marktplatz ansteuern, bildet 

die Rathausstraße die wichtigste Achse für den ÖPNV, gefolgt von der Hauptstraße (zwischen 

Ravensberger- und Rathausstraße) und der Zeppelinstraße. 

Das Busliniennetz ist überwiegend in Richtung Bielefeld ausgelegt: 

▪ Die Buslinie 34 verbindet Oerlinghausen zweimal pro Stunde mit den Bielefelder Stadt-

teilen Lämershagen, Hillegossen, Stieghorst und Sieker; in Sieker besteht dabei An-

schluss an das Bielefelder StadtBahn-Netz zur Linie 2 (Umsteigezeit i.d.R. 3 Minuten). In 

Richtung Stukenbrock bestehen stündliche Verbindungen. 

▪ Die Linie 38 bindet Oerlinghausen mit Stieghorst im stündlichen Takt an (morgens leicht 

verdichteter Takt). In Stieghorst besteht Anschluss an die Linie 3 des Bielefelder Stadt-

Bahn-Netzes (Umsteigezeit i.d.R. 4 Minuten). 

▪ Die Linie 39 verkehrt im Halbstundentakt zwischen dem Bahnhof Oerlinghausen und 

Sennestadt. Im Gegensatz zu den Linien 34 und 38 (Betrieb bis ca. 20 Uhr) endet der 

Betrieb erst gegen 23 Uhr (ab etwa 20 Uhr jedoch nur noch im Stundentakt).  

An Sonn- und Feiertagen wird die Linie 39 in den Morgenstunden durch die Linie 739 

ergänzt, die zwischen Lipperreihe – Oerlinghausen – Ubbedissen verkehrt; dabei handelt 

es sich um sog. Anruf-Linien-Fahrten, bei denen eine Mitfahrt mind. 1 Stunde vor der 

gewünschten Abfahrt angemeldet werden muss. 

▪ Die Linie 769 verkehrt im Stundentakt zwischen Lage und dem Bahnhof Oerlinghausen. 
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▪ Der NachtBus Ubbedissen - Oerlinghausen verkehrt in den Nächten auf Samstage sowie 

Sonn- und Feiertage. In Ubbedissen ist ein Umstieg vom/zum N5 Bielefeld Jahnplatz - 

Ubbedissen möglich (Umsteigezeit 3 bzw. 5 Minuten). 

Während die Linien 34 und 38 Anschlüsse an das Bielefelder StadtBahn-Netz gewährleisten, bin-

den die Linien 39 und 769 die Oerlinghauser Innenstadt an den Schienenpersonennahverkehr 

am Bahnhof Oerlinghausen an; die Linie 769 ermöglicht zudem einen Umstieg am Bahnhof Hel-

pup. Die Buslinien sind am Bahnhof Oerlinghausen mit den Schienenverbindungen getaktet 

(Umsteigezeit: i.d.R. zwischen 5 bis 10 Minuten); es besteht ein Rundumanschluss. 

Der Bahnhof Oerlinghausen liegt zwar außerhalb des Untersuchungsgebiets, ist jedoch von gro-

ßer Bedeutung für die Stadt. Dort verkehrt die Regionalbahn RB73 Bielefeld - Lage - Lemgo („Der 

Lipperländer“) sowie der Regionalexpress RE82 Bielefeld - Detmold - Altenbeken („Der Leinewe-

ber“), die beide im Betrieb der Eurobahn sind. Im Stundentakt bestehen Verbindungen zum 

nächst gelegenen Oberzentrum Bielefeld (zwischen 10 und 15 Minuten Fahrzeit) sowie nach 

Lage (zwischen 10 und 12 Minuten Fahrzeit), Lemgo (22 Minuten Fahrzeit) und Detmold (17 

Minuten Fahrzeit)14. 
 

Der Busverkehr entlang der Hauptstraße (Linie 39) ist ein umstrittenes Thema in Oerlinghausen. 

Während die einen die Buslinienführung über die Hauptstraße begrüßen, wünschen sich andere 

eine alternative Wegeführung; so wird i.d.R. die Achse ‚Unter der Howe – Küsterfeld‘ als mögli-

che Alternative genannt, die auch während bestimmter Veranstaltungen als Umleitungsstrecke 

fungiert. 

Tatsache ist, dass die derzeitige Linienführung maßgeblich zu einer hohen ÖPNV-Erschließungs-

qualität der Innenstadt beiträgt. Eine Herausnahme des Busverkehrs aus der Hauptstraße würde 

längere Zugangswege zu den Haltestellen und damit einen erheblichen Attraktivitätsverlust für 

den Busverkehr bedeuten. Zudem ist zu berücksichtigen, dass eine barrierefreie Gestaltung der 

Tweten nicht möglich ist (vgl. Kapitel 4.3); dies würde im Falle einer parallelen Führung des Bus-

verkehrs über die Achse ‚Unter der Howe – Küsterfeld‘ bedeuten, dass die Nutzung des Busses 

für Personen mit Mobilitätseinschränkungen, deren Weg in der Hauptstraße startet oder endet, 

unmöglich wäre oder erhebliche Umwege nach sich ziehen würde15. Des Weiteren ist festzuhal-

ten, dass es sich – beide Fahrtrichtungen zusammengenommen – an Normalwerktagen (mon-

tags bis freitags) um insgesamt 64 Busbewegungen handelt, die täglich die Hauptstraße passie-

ren. 

Zur Vermeidung von Konflikten im Begegnungsverkehr ist im Bereich des Simonsplatzes eine 

Lichtsignalanlage mit wechselseitiger Regelung installiert. Bei Ankunft eines Busses wird der Ge-

genverkehr jeweils vor der Engstelle gestoppt. 

                                                           

14  Die Taktüberlagerungen von RB73 und RE82 führen grundsätzlich dazu, dass Bielefeld und Lage im Halbstundentakt erreicht 

werden können. Derzeit bestehen jedoch größere Baumaßnahmen der DB Netz AG im Raum Bielefeld. Hierbei kommt es zu 
Ausfällen des RE82 auf dem Streckenabschnitt zwischen Bielefeld Hbf. und Lage; die Züge enden und starten zurzeit in Lage. 
Zudem kommt es zu Fahrzeitverschiebungen und -verlängerungen auf der RB73. 

15 Hierbei ist zu bedenken, dass ein Teil der Personen mit Mobilitätseinschränkungen auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen 

ist, da sie z.B. kein Fahrzeug führen dürfen.  
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Im Untersuchungsgebiet befinden sich acht Bushaltestellen (= 16 Haltepositionen). Nachholbe-

darf besteht vor allem hinsichtlich einer barrierefreien Ausstattung der Haltestellen. So verfügt 

derzeit noch keine der Haltestellen über ein taktiles Leitsystem. Ein Hochbord, das einen barri-

erefreien Übergang zwischen Fahrzeug und Gehwegbereich ermöglicht, ist bisher nur an der 

Haltestelle „Marktplatz“ in Fahrtrichtung Nord vorhanden. Bis auf eine Haltestelle (Schulzent-

rum Fahrtrichtung Marktplatz) sind die Bushaltestellen beleuchtet. Um eine ausreichende Be-

leuchtung zu allen Jahreszeiten zu gewährleisten, sollte insbesondere im Umfeld der Haltestel-

len auf einen ausreichenden Grünschnitt geachtet werden.  

Die vorhandenen Wartehallen an sechs der 16 Haltepositionen bieten Witterungsschutz und 

Sitzgelegenheiten. Starke Unterschiede zeigen sich jedoch in Bezug auf deren Zustand. Während 

sich beispielsweise die Wartehallen am Marktplatz oder am Simonsplatz (Fahrtrichtung Süd-

stadt) in gutem Zustand sind, sind jene am Schulzentrum in eher schlechtem Zustand.  

Abbildung 29: Haltestelle ‚Bürgerhaus‘  Abbildung 30: Busverkehr in der Hauptstraße  

  

Abbildung 31: Haltestelle ‚Marktplatz‘  

 
Quelle: Eigene Fotos  
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Abbildung 32: Erschließung der Innenstadt im öffentlichen Verkehr  

 

Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

4.6 Oberflächenmaterial Fußwege und Straßen 

In der Oerlinghauser Innenstadt lassen sich – wie in vielen historisch gewachsenen Städten – 

verschiedene Arten an Oberflächenmaterialien finden. Zwar dominieren in weiten Teilen der 

Innenstadt erschütterungsarme Beläge (Asphalt, Betonsteinpflaster und Betongehwegplatten); 

jedoch existieren gerade im Kern der Innenstadt auch einige Bereiche und Wegeverbindungen 

mit erschütterungsreichem Natur- bzw. Kopfsteinpflaster, das insbesondere für Personen mit 

Hilfsmitteln wie Rollstühlen oder Rollatoren problematisch ist und entsprechend zu Stürzen füh-

ren kann. An sehr steilen Abschnitten (z.B. Tönsbergstraße) ist das Pflaster zudem aufgestellt, 

sodass die Kanten eine höhere Griffigkeit aufweisen, jedoch für zahlreiche Personengruppen nur 

schwerlich zu benutzen sind; so können beispielsweise Langstocknutzer an den Fugen hängen-

bleiben (und sich ggf. verletzen). 

In der Hauptstraße wurde bereits auf der dem Berg abgewandten Seite der Gehweg im Sinne 

eines „Laufbandes“ umgebaut; hier erlauben größere, glatte Platten ein komfortableres Laufen 

und Rollen. Die Folge ist jedoch, dass der Gehweg nicht nur von zu Fuß Gehenden sondern auch 

von Radfahrenden genutzt wird; hinzu kommen zahlreiche Falschparker, die den gut begehba-

ren Bereich mitunter erheblich verschmälern. 
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An einigen Stellen (z.B. Brücke zwischen den Schulen) konnten zudem Abnutzungs- und Witte-

rungsschäden festgestellt werden, die zur Bildung von scharfen Kanten und Unebenheiten ge-

führt haben. Eine erschwerte Begehbarkeit und eine erhöhte Unfallgefahr sind die Folge. 

Abbildung 33: Tönsbergstraße Abbildung 34: Falschparker auf „Laufband“ der Hauptstraße 

  

Abbildung 35: Hauptstraße mit erschütterungsreichem (links) und erschütterungsarmem (rechts) Gehbereich 

 
Quelle: Eigene Fotos  
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Abbildung 36: Oberflächen in der Innenstadt 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 
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4.7 Zusammenfassende Betrachtung 

Während im MIV und ÖPNV nur wenige Problempunkte festgestellt wurden, fokussiert sich die 

zusammenfassende Analyse auf den Fuß- und Radverkehr sowie die Straßenraumgestaltung. 

Abbildung 37: Analyse Barrierefreiheit und Fußverkehr 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

Im Fußverkehr konnten insgesamt die meisten Problempunkte festgestellt werden. So existieren 

zahlreiche Strecken mit Steigungen von über 6 %, Bereiche mit erschütterungsreichen Oberflä-

chenmaterialien und Straßen mit untermaßigen Gehwegen. Hinzu kommen einige Straßen mit 

einem nur einseitig vorhandenen Gehweg. Zwischen der Straße ‚Unter der Howe‘ und der 

Weerthstraße ergibt sich zudem eine Verbindungslücke in Nord-Süd-Richtung16. 

Da zu Fuß Gehende überaus umwegeempfindlich sind und insbesondere die besonders schutz-

bedürftigen Gruppen zu Fuß gehen, sind gesicherte Querungsstellen von elementarer Bedeu-

tung. Hier sollten die vorhandenen Querungen z.T. betont und verbessert werden. In Teilberei-

chen ist die Einrichtung zusätzlicher Querungen zu prüfen (z.B. Unter der Howe / Gehrenberg). 

Auffällig ist der flächige Querungsbedarf im Bereich der Haupt- und der Rathausstraße. Festzu-

halten ist, dass im westlichen Abschnitt der Hauptstraße trotz der geltenden Höchstgeschwin-

digkeit von 20 km/h das Queren für einige Gruppen durch die Oberflächengestaltung erschwert 

wird. 

                                                           

16 Während der Gehrenberg eine direkte Verbindung zum Simonsplatz aufweist und die Schultwete eine Weiterführung der Ge-

richts- und der Krämertwete darstellt, fehlt im Bereich dazwischen eine sinnvolle Weiterführung der verbleibenden Tweten 
(Bäcker-, Tischler- und Klempnertwete). 
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Abbildung 38: Analyse Radverkehr 

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

Der Radverkehr hat in Oerlinghausen bisher nur eine untergeordnete Rolle in der Verkehrspla-

nung und im Verkehrsgeschehen gespielt. Durch die steigende Bedeutung des Radtourismus und 

die Elektrifizierung des Radverkehrs ist jedoch in den kommenden Jahren von einer erheblichen 

Zunahme an Radfahrenden auszugehen. Zudem war zu beobachten, dass bereits viele Schüle-

rInnen mit dem Fahrrad zur Schule fahren.  

An allen Straßen mit einer Höchstgeschwindigkeit > 30 km/h sollten – wenn möglich – Radver-

kehrsanlagen eingerichtet werden. An Straßen mit einer 30 km/h-Streckenregelung (Zeichen 

274-30) kann sich die Anlage von Radverkehrsanlagen eignen, um bei großen Fahrbahnbreiten 

eine Gliederung der Fahrbahn zu erwirken (vgl. FGSV 2010: 1817); dies könnte beispielsweise bei 

der Ravensberger Straße der Fall sein. 

Gemeinsame Fuß- und Radwege sind nur dann als geeignetes Mittel anzusehen, wenn die Breite 

des Weges ausreichend ist. Während der Postweg i.d.R. eine ausreichende Breite aufweist, ist 

der gemeinsame Geh- und Radweg in einem Teilabschnitt der Zeppelinstraße mit etwa 2 m 

Breite als zu schmal zu erachten18. 

Bei den Einbahnstraßen ist bereits der überwiegende Teil für den Radverkehr in Gegenrichtung 

freigegeben; bei den verbleibenden Einbahnstraßen ist die Freigabe zu prüfen. 

                                                           

17 FGSV 2010 - ERA = Empfehlungen für Radverkehrsanlagen 

18 So sollte gemäß den ERA ein innerörtlich geführter gemeinsamer Geh- und Radweg eine Mindestbreite von 2,50 m aufweisen; 

bei einer Breite unter diesem Wert ist eine Gehwegbenutzung durch den Radverkehr auszuschließen. Bei hohen Frequenzen an 
zu Fuß Gehenden und Radfahrenden sind auch erheblich größere Breiten als 2,50 m vorzusehen (vgl. FGSV 2010: 16, 27). 
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Im Stadtgebiet besteht zudem ein hoher Bedarf an neuen Radabstellanlagen sowie an Verbes-

serungen der vorhandenen Radabstellanlagen. Alle Abstellanlagen sollten letztlich den aktuellen 

Anforderungen entsprechen und so z.B. geeignete Befestigungsmöglichkeiten für den Fahrrad-

rahmen aufweisen. Im Sinne des Stadtbildes bietet es sich, einen einheitlichen Anlagentyp zu 

wählen. 

Abbildung 39: Analyse Straßenraumgestaltung  

 
Kartengrundlage: Kreis Lippe; Bearbeitung: Planersocietät 

Rund um den Stadtkern konnten mehrere Straßenräume festgestellt werden, die Widersprüch-

lichkeiten zwischen angeordneter Verkehrsregelung und der Gestaltung aufweisen, so z.B. Stra-

ßen mit einer niveaugleichen Ausführung, die Teil einer Tempo 30-Zone sind, von der Straßen-

raumgestaltung (Breite, Oberflächenbelag), der geringen Verkehrsbelastung und der Funktion 

her (oftmals Sackgasse) aber eher einem verkehrsberuhigten Bereich entsprechen. Hier sind 

eine stärkere Vereinheitlichung bzw. eine geeignetere Zuordnung zu empfehlen. 

Des Weiteren sind die Zufahrten zur Altstadt an einigen Stellen nicht deutlich genug gekenn-

zeichnet bzw. erkennbar. Solche gestalterischen „Eingangstore“ können den Verkehrsteilneh-

menden eine erhöhte Aufmerksamkeit signalisieren (dass z.B. mit querenden FußgängerInnen 

zu rechnen ist), erhöhen aber auch die Akzeptanz einer herabgesetzten Höchstgeschwindigkeit 

bzw. fördern ein insgesamt niedrigeres Geschwindigkeitsniveau.  

Der Abschnitt der Hauptstraße zwischen Kirche und Ravensberger Straße weist bereits eine ein-

heitliche Straßenraumgestaltung auf, dessen Charakteristik (insbesondere Aufteilung des Stra-

ßenraumes, weitgehende Niveaugleichheit) der speziellen städtebaulichen Situation und Quali-

tät Rechnung trägt. Demgegenüber fällt der sich östlich anschließende Abschnitt bis zur 
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Rathausstraße in der Gestaltung erheblich ab; insbesondere die Dominanz des Kfz-Verkehrs in 

Kombination mit einem vergleichsweise schmalen Querschnitt schmälert die Qualitäten des 

Fuß- und Radverkehrs und verhindert weitgehend weitere Nutzungen bzw. Funktionen im öf-

fentlichen Straßenraum wie Aufenthalt oder Kommunikation. Gleiches gilt in weiten Teilen für 

die Rathausstraße, die ebenfalls eine erhöhte Trennwirkung entfaltet; Aktivitäten wie Begeg-

nungen, Gespräche oder Kinderspiel finden eher zufällig oder lediglich im „schnellen“ Vorbeige-

hen statt. Gerade auch im Rahmen des Beteiligungsprozesses wurde von den BürgerInnen eine 

Umgestaltung der genannten Bereiche gewünscht, so vor allem eine „gestalterische Zusammen-

führung“ der kompletten Hauptstraße. 

Weitere gestalterische Mängel konnten am Simonsplatz und am Amtsgarten konstatiert wer-

den, die von den BürgerInnen nicht als innerstädtische Aufenthaltsräume wahrgenommen und 

ebenfalls vom MIV dominiert werden. Hierbei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die O-

erlinghauser Innenstadt generell über nur wenige Freiflächen und Plätze verfügt, so dass auf 

deren Gestaltung ein besonderes Augenmerk zu legen ist. Hier gilt es, einen – gegenüber heute 

– gerechteren Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Nutzungsansprüchen anzustreben 

bzw. zu entwickeln. 

Positiv fällt die Neugestaltung der Reuterstraße auf, die auf zahlreiche Nebenstraßen des Unter-

suchungsgebiets übertragen werden könnte.  
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5 Maßnahmen 

Nachdem die derzeitige Situation mit der Ausgangslage bzw. den Handlungserfordernissen (Kap. 

4) dargelegt sowie allgemeine Grundanforderungen (Kap. 2) erläutert wurden, folgt fortan der 

konzeptionelle Teil. In diesem werden vielfältige Maßnahmen(ansätze) empfohlen und erläu-

tert, die besonders in ihrem Zusammenspiel eine verbesserte Situation für die Oerlinghauser 

Innenstadt ergeben. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über alle im Rahmen der Arbeiten zum Vertie-

fungskonzept Verkehr entwickelten Handlungsfelder und Maßnahmen (die entsprechenden 

Übersichtskarten, auf denen die Maßnahmen verortet sind, finden sich im Anhang): 

Tabelle 3: Handlungsfelder und Maßnahmen 

Handlungsfeld Maßnahme 

Allgemeines A1 – Verkehrsführung Hauptstraße 

A2 – Fußwegenetz bzw. -hierarchisierung 

Fußverkehr F1 – Gehwegverbreiterung Ravensberger Straße 

F2 – Anlage neuer Querungen 

F3 – Nachbesserung vorhandener Querungen 

F4 – „Komfort“-Querungen im Bereich der Hauptstraße 

F5 – Maßnahmen an Steigungsstraßen 

F6 – Instandhaltung und behutsame Aufwertung der Tweten/Gassen 

F7 – Öffnung Rathausplatz 

F8 – Neue Wegeverbindung Unter der Howe – Weerthstraße 

Radverkehr R1 – Radwegeinfrastruktur 

R2 – Öffnungen für den Radverkehr 

R3 – Radabstellanlagen 

Öffentlicher Verkehr Ö1 – Aufwertung der Haltestellen 

Ö2 – Mobilitätsstation Marktplatz 

Straßen- und Platzgestaltung S1 – Umgestaltung der Hauptstraße 

S2 – Temporäre Inseln (Hauptstraße) 

S3 – Umgestaltung der Rathausstraße 

S4 – Gestaltung Simonsplatz 

S5 – Gestaltung Amtsgarten 

S6 – Verkehrsberuhigte Bereiche 

Quelle: Eigene Darstellung 
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5.1 Allgemeine Maßnahmen 

A1 – Verkehrsführung Hauptstraße 

Ausgangssituation / Ursprung 

Im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden mehrfach die Themen Durchgangsverkehr und 

Geschwindigkeitsübertretungen auf der Hauptstraße als Problempunkte benannt (vgl. hierzu 

auch Kapitel 4.4) und als Lösung unterschiedliche Verkehrsführungen diskutiert. 

 

Gegenstand und Methodik der Variantenbetrachtung 

Es erfolgte daraufhin eine detaillierte Auseinandersetzung mit den verschiedensten Möglichkei-

ten der Verkehrsführung im Rahmen einer Variantenbewertung. Hierbei wurde das gesamte 

Spektrum mit folgenden Varianten untersucht: 

 

A) Unechte Einbahnstraße19 (derzeitige Regelung) 

 

 

 

  

                                                           

19  Unechte Einbahnstraßen verbieten die Einfahrt auf einer Seite, dürfen aber innerhalb in beiden Richtungen befahren werden. 

Im vorliegenden Fall gilt zur Zeit aus Richtung Süden auf der Hauptstraße ab Haus-Nr. 51 ein Einfahrverbot. Bus- und Radverkehr 
sind von dieser Regelung jedoch per Zusatzzeichen ausgenommen. 
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B) Ausweisung einer Fußgängerzone20 

 

 

C) Einbahnstraße - Fahrrichtung Westen21 

 

  

                                                           

20  Mindestens im Abschnitt zwischen Kirche und Jägerhaus, optional im Abschnitt Jägerhaus bis Amtsgarten 

21  Mindestens im Abschnitt zwischen Kirche und Jägerhaus, optional im Abschnitt Jägerhaus bis Amtsgarten 
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D) Einbahnstraße - Fahrrichtung Osten22 

 

 

E) Sackgasse (mit Pollerlösung) 

 

  

                                                           

22  Mindestens im Abschnitt zwischen Kirche und Jägerhaus, optional im Abschnitt Jägerhaus bis Amtsgarten 
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F) Aufhebung des Einfahrverbots an der Kirche (d.h. durchgängiger Zweirichtungsverkehr) 

 

 

G) Unechte Einbahnstraße (im Doppelpack)23 

 

  

                                                           

23  Hierbei wäre aus südlicher Richtung die Einfahrt ab der Kirche zukünftig wieder für alle Fahrzeuge möglich; ab der Tönsberg-

straße würde jedoch ein Einfahrverbot (ausgenommen Busse und Radverkehr) in Richtung Amtsgarten gelten. Aus östlicher 
Richtung wäre die Fahrt bis zur Tönsbergstraße möglich; ab dort würde jedoch ein Einfahrverbot Richtung Simonsplatz gelten. 
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Die Varianten wurden anhand folgender Kriterien untersucht und bewertet: 

▪ Durchgangsverkehr 

Ist mit Durchgangsverkehren zu rechnen? 

Wenn ja, in welche Richtung? 

▪ Geschwindigkeiten 

Mit welchem Geschwindigkeitsniveau ist bei den Fahrzeugen zu rechnen? 

Was sind die Einflussgrößen? 

▪ Erreichbarkeit 

Wie sind die Liegenschaften entlang der Hauptstraße mit Kfz zu erreichen? 

▪ Umwege / Betroffenheit 

Entstehen durch die Verkehrsführung Umwege? 

Welche umgebenden Straßen sind durch Verdrängungseffekte betroffen? 

▪ Verkehrsbelastung auf der Hauptstraße östlich des Simonsplatzes 

Wie wirkt sich die Verkehrsführung auf die Verkehrsbelastung im genannten Abschnitt 

aus? 

▪ Verkehrsbelastung auf der Hauptstraße südlich des Simonsplatzes 

Wie wirkt sich die Verkehrsführung auf die Verkehrsbelastung im genannten Abschnitt 

aus? 

▪ Busführung 

Wie wirkt sich die Verkehrsführung auf den Busverkehr aus? 

▪ Gestalterische Möglichkeiten 

Besteht Potenzial, die Hauptstraße gestalterisch aufzuwerten bzw. eine Umgestaltung 

der Hauptstraße vorzunehmen? 

▪ Umsetzung 

Welche baulichen Maßnahmen müssen ergriffen werden? 

Was ist darüber hinaus bei der Umsetzung zu beachten? 

▪ Flexibilität / Stabilität bei Störungen 

Wie wirken sich Störungen (z.B. Unfall, Rettungs-/Feuerwehreinsatz, Baustelle) auf der 

Hauptstraße selbst bzw. auf den umgebenden Straßen aus? 

 

Die Bewertung der dargestellten Kriterien erfolgte nach folgendem Schema: 

++ / + Das Kriterium wird (sehr) positiv erfüllt. 

o Es ergeben sich sowohl positive als auch negative Effekte. 

- / -- Das Kriterium wird kaum / gar nicht bzw. (sehr) negativ erfüllt. 
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Die nachfolgende Tabelle zeigt die Ergebnisse der Variantenbewertung. Die jeweiligen erläu-

ternden Texte finden sich in Anhang 2. 

Tabelle 4: Bewertung der Varianten zur Verkehrsführung Hauptstraße 

Kriterium 

Varianten 

A 

derzeit 

 

B 

FG-Zone 

 

C 

Einbahn 

Ri. West 

D 

Einbahn 

Ri. Ost 

E 

Sackgasse 

 

F 

keine 

Restriktionen 

G 

unechte 

Einbahn-

straßen 

Durchgangsverkehr O ++ - - ++ -- + 

Geschwindigkeiten O ++ -- -- + - + 

Erreichbarkeit + -- O - -- ++ +/O 

Umwege / 

Betroffenheit 
+ -- - - O ++ +/O 

Verkehrsbelastung 

östl. Simonsplatz 
- ++ + O + -- ++/+ 

Verkehrsbelastung 

südl. Simonsplatz 
O ++ - O ++ -- ++/+ 

Busführung ++ O -- -- + ++ ++ 

Gestalterische 

Möglichkeiten 
O ++ + + - O O 

Umsetzung ++ - O O -- ++/+ O/- 

Flexibilität / Stabili-

tät bei Störungen 
+ -- - - O ++ + 

Ergebnis + / O O O / - - O O + 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Ergebnisse der Variantenbetrachtung 

Die Ergebnisse zu den einzelnen Varianten können zunächst folgendermaßen zusammengefasst 

werden: 

▪ Variante A (derzeitige Regelung): 

Diese Variante stellt grundsätzlich einen guten Kompromiss dar, der allerdings Schwä-

chen in Bezug auf die Kriterien ‚Durchgangsverkehr‘ und ‚Geschwindigkeiten‘ aufweist. 
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▪ Varianten B und E (Fußgängerzone, Sackgasse): 

Dies sind die wirksamsten Varianten zur Unterbindung des Durchgangsverkehrs und zur 

Senkung der Verkehrsbelastungen; bei der Fußgängerzone resultieren darüber hinaus 

noch die größten Gestaltungspotenziale. Es ergeben sich jedoch erhebliche Herausfor-

derungen bzw. Schwierigkeiten in Bezug auf die Themen ‚Erreichbarkeit‘ und ‚Umset-

zung‘. Eine Fußgängerzone verursacht zudem Verdrängungseffekte in das umgebende 

Straßennetz (Kriterium ‚Umwege / Betroffenheit‘) und ist in Hinblick auf das Kriterium 

‚Flexibilität / Stabilität bei Störungen‘ kritisch zu sehen. 

▪ Varianten C und D (Einbahnstraßen): 

Aufgrund der gravierenden Nachteile in Bezug auf die Kriterien ‚Durchgangsverkehr‘, 

‚Geschwindigkeiten‘, ‚Umwege / Betroffenheit‘ und ‚Busführung‘ stellen diese Varianten 

keine wirklichen Alternativen dar. 

▪ Variante F (keine Restriktionen, Aufhebung Einfahrverbot an der Kirche): 

Diese Variante wurde der Vollständigkeit halber in der Variantenbetrachtung ergänzt, 

sollte aber aufgrund der offensichtlichen Nachteile (Durchgangsverkehr, Geschwindig-

keiten, Verkehrsbelastungen) keine wirkliche Option darstellen. 

▪ Variante G (unechte Einbahnstraßen): 

Diese Variante wurde im Laufe der Variantenbetrachtung entwickelt. Sie stellt eine aus-

geglichene Variante ohne (gravierende) Nachteile dar, die bei wesentlichen Kriterien 

wie ‚Durchgangsverkehr‘, ‚Geschwindigkeiten‘ und ‚Verkehrsbelastung‘ eine Verbesse-

rung gegenüber dem Status Quo (Variante A) bedeuten würde. 

 

Als Resümee der Variantenbetrachtung wird aus gutachterlicher Sicht empfohlen, die Variante 

G mit den gegenläufigen unechten Einbahnstraßen einer detaillierteren Prüfung zu unterziehen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Variante einen gewissen baulichen Aufwand insbeson-

dere in Form eines Umbaus bzw. einer Ergänzung der Lichtsignalanlage für den Busverkehr vo-

raussetzt24. Des Weiteren ist eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit - sowohl im Vorfeld als 

auch begleitend - essentiell, um Akzeptanz und Befolgung der Verkehrsregelung zu fördern. 

Unmittelbar nach Umsetzung der Variante bedarf es - wie bei jeder größeren Änderung in der 

Verkehrsregelung - einer gewissen Umgewöhnung. Während dieser Phase ist ein erhöhter Kon-

troll- und Informationsaufwand vor Ort erforderlich, um widerrechtliche Durchfahrten zu unter-

binden und insbesondere Ortsunkundigen eine Hilfestellung zu geben. 

  

                                                           

24  Im Rahmen der weiteren Arbeiten müsste geprüft werden, ob entweder 

• die Lichtsignalanlage um einen Signalgeber südöstlich der Kirche, etwa auf Höhe Hauptstraße Nr. 57/59, ergänzt wir d; 
d.h. je nach Fahrtrichtung des Busses wird jeweils der entgegenkommende Kfz-Verkehr gestoppt        oder 

• die Lichtsignalanlage vom derzeitigen Standort (etwa auf Höhe Hauptstraße Haus-Nr. 58) zu einem Standort südöstlich 
der Kirche, etwa auf Höhe Hauptstraße Nr. 57/59, versetzt wird, d.h. nur der Kfz-Verkehr aus Richtung Süden gestoppt 
wird.  
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A2 – Fußwegenetz bzw. -hierarchisierung 

Die Erreichbarkeit der Innenstadtachse, d.h. die Achse zwischen Kirche - Amtsgarten - Haltestelle 

Marktplatz, ist von hoher Bedeutung. Die Wegeverbindungen zwischen Zielen auf dieser Achse 

und in die umliegenden Wohnbereiche sollten in vielerlei Hinsicht komfortabel und nutzer-

freundlich ausgestaltet sein. Die Durchgängigkeit sollte dabei vor allem in Hinblick auf Wegwei-

sung und Beleuchtung gegeben sein. Die Tweten wurden bereits mit Beschilderung ausgestattet. 

Im Zuge der Herausarbeitung eines Fußwegenetzes bzw. einer -hierarchisierung (siehe unten) 

sollte die Beschilderung jedoch flächendeckend durchgängig sein und der Bewohnerschaft so-

wie Touristen einen hohen Wiedererkennungswert zur Orientierung bieten. Zudem sollten an 

den Tweten, Steigen und Treppen, die nicht barrierefrei ausgestaltet werden können, Hinweise 

auf Alternativrouten gegeben werden. Übergeordnete Wanderwege, wie der Hermannsweg, 

sollten in das Netz mit einbezogen werden und beispielsweise im Fußwegeleitsystem (vgl. Grün- 

und Freiflächenkonzept) besonders berücksichtigt werden. 

Für das Untersuchungsgebiet wurde eine Wegehierarchisierung entwickelt; dies ist als eine Art 

„Zielnetz“ zu verstehen. Die dabei identifizierten bzw. definierten Wege gliedern sich in 

▪ Wegeverbindungen hoher Bedeutung: Hochwertige, komfortable Hauptverbindungen; 

Qualifizierung und Weiterentwicklung von hoher Priorität      sowie 

▪ Sonstige wichtige Wegeverbindungen: Netzergänzungen bzw. Querverbindungen; 

Qualifizierung und Weiterentwicklung von mittlerer Priorität. 

Beide Wege(Kategorien) bilden ein Netz zwischen der Innenstadtachse, weiteren wichtigen Ziel-

orten und den umliegenden Wohngebieten. Sie sollten – wie bereits z.T. oben beschrieben – 

besondere Gestaltungsansprüche erfüllen: 

▪ im Streckenverlauf bestmöglich barrierefrei ausgestaltet sein, 

▪ für möglichst viele Fußgängergruppen attraktiv gestaltet sein, z.B. durch eine gleichar-

tige und durchgängige Ausstattung mit Sitz- und Spielgelegenheiten 

▪ zur Orientierung konkrete und möglichst einheitlich gestaltete Wegweisungselemente 

vorweisen 

▪ hohe Ansprüche an die Be-/Ausleuchtung erfüllen. 

Für das restliche Wegenetz im Untersuchungsgebiet wurden bereits in Kap. 2 allgemeine Emp-

fehlungen gegeben, wie Gehwege im Hinblick auf ihren aktuellen Zustand und die derzeitigen 

Mängel aus- bzw. umgebaut werden sollten.  
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Abbildung 40: Fußwegenetz bzw. -hierarchisierung / Maßnahmen für den Fußverkehr 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

5.2 Maßnahmen für den Fußverkehr 

F1 – Gehwegverbreiterung Ravensberger Straße 

Da die Breite des Gehweges im Bereich des Einkaufszentrums derzeit unter 1,50 m liegt, wird 

eine Verbreiterung um mind. 0,50 m (besser: 1,00 m) empfohlen. Dieser Wunsch wurde auch im 

Rahmen der Online-Beteiligung genannt. 

 

F2 – Anlage neuer Querungen 

In westlicher Verlängerung der Wehme queren der Hermannsweg sowie der Rundwanderweg 

„Schopketal“ die Robert-Koch-Straße; diese Wegeverbindung ist daher der 1. Priorität zugeord-

net (vgl. Maßnahme A2 – Fußwegenetz bzw. -hierarchisierung). Aufgrund der touristischen Be-

deutung und der derzeit aufgrund der Kurvigkeit der Straße sehr unübersichtlichen Situation 

wird die Anlage einer Querungshilfe in Form einer mind. 2,00 m breiten Mittelinsel empfohlen 

(Breite der Fahrbahn: ca. 8,70 m), die als Doppelquerung mit einer getrennten Führung von Geh- 

und Sehbehinderten (ein niveaugleich abgesenkter Bereich für Personen mit Hilfsmitteln wie 

Rollstuhl, Rollator o.ä. bzw. für Radfahrende sowie ein Bereich mit Kante für Sehbehin-

derte/Blinde; vgl. nachfolgende Abbildung) ausgebildet ist. 
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Abbildung 41: Doppelquerung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Zahlreiche Tweten treffen relativ unmittelbar auf die Straße ‚Unter der Howe‘. Da die Wegever-

bindung zumeist auf der gegenüberliegenden Straßenseite weitergeführt wird und die Gehwege 

entlang ‚Unter der Howe‘ i.d.R. untermaßig sind, ergibt sich ein nicht unerhebliches Gefahren-

potenzial vor allem für diejenigen zu Fuß Gehenden, die die Straße queren möchten; an einigen 

Stellen erhöht sich durch den unübersichtlichen Straßenverlauf dieses Gefahrenpotenzial zu-

sätzlich (beispielsweise auf der Wegeverbindung zwischen Simonsplatz und Gehrenberg). Zur 

Sicherung des Fußverkehrs und zur Geschwindigkeitsdämpfung wird empfohlen, diese Bereiche 

aufzupflastern und/oder mit vorgezogenen Seitenräumen bzw. Gehwegnasen auszustatten (vgl. 

Abbildung 42); letztere tragen dazu bei, den Querungsweg zu verkürzen und den Querungsbe-

darf zu betonen. 

Ähnliche Situationen ergeben sich zudem im Verlauf der Weerthstraße mit der Schultwete und 

der östlich davon gelegenen neuen Wegeverbindung (vgl. Maßnahme F8). 

Abbildung 42: Querung im Zuge der Verbindung zwischen Simonsplatz und Gehrenberg – Derzeit (li.) / Fotocollage (re.) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigenes Foto bzw. eigene Darstellung 

 

F3 – Nachbesserung vorhandener Querungen 

Die vorhandene Querungshilfe auf der Robert-Koch-Straße, Höhe Göddernstraße (in Form einer 

Mittelinsel) weist derzeit zwar bereits abgesenkte Borde auf. Um die Querungssituation 

Nullabsenkung 
taktile Leitelemente, 
Flachbord



5 Maßnahmen  48 

allerdings auch für Sehbehinderte nutzbar zu machen, ist der Umbau zu einer Doppelquerung 

mit einer getrennten Führung von Geh- und Sehbehinderten (siehe oben) empfehlenswert. 

Die im Untersuchungsgebiet vorhandenen Lichtsignalanlagen (Ecke Robert-Koch-Straße / Zep-

pelinstraße sowie Fußgänger-LSA auf der Zeppelinstraße) sind ebenfalls für gehbehinderte Per-

sonen durch die rundum abgesenkten Borde nutzbar; es fehlen jedoch Ausstattungsmerkmale 

für sehbehinderte Personen (taktiles Leitsystem, akustische und taktile Signalgeber). Langfristig 

sollte auch hier eine Nachrüstung bzw. ein Umbau erfolgen. 

Bei der Ecke bzw. Einmündung Robert-Koch-Straße / Küsterfeld ergeben sich mehrere Problem-

stellungen. Dort ist zwar der südliche Gehweg im Bereich der Einmündung abgesenkt; die Que-

rungshilfe bzw. Mittelinsel weist dagegen nur einen eingeschränkt abgesenkten Bord auf und 

auf der Nordseite fehlt eine Absenkung gänzlich. Neben einer (ggf. kurzfristig umsetzbaren) ein-

heitlichen Absenkung der Borde sollte langfristig auch hier der Umbau zu einer Doppelquerung 

erfolgen. 

Auf der Ravensberger Straße befindet sich nördlich der Einmündung Weerthstraße ein Fußgän-

gerüberweg (FGÜ), der die Zuwegung zur Schule aus Richtung Osten sichert. Obwohl auf der 

Ravensberger Straße eine Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h gilt, liegen die gefahrenen Ge-

schwindigkeiten u.a. aufgrund der Straßengeometrie und der topographischen Gegebenheiten 

mitunter darüber. Zur besseren Betonung dieser wichtigen Querungssituation und zur Ge-

schwindigkeitsdämpfung bieten sich als Maßnahmen vorgezogene Seitenräume (baulich oder 

mittels Markierung) oder markierte Mittelinseln an (vgl. nachfolgende Abbildungen). Im Zuge 

einer Umgestaltung sollte – wenn möglich – auch der Einbau einer Doppelquerung berücksich-

tigt werden. 

Abbildung 43: Fahrbahneinengung an FGÜ Abbildung 44: Markierte Mittelinsel 

 

 

 

 

 

 
 

 

Quelle: MWMEV 2002 

 

 

F4 – „Komfort“-Querungen im Bereich der Hauptstraße 

Die Oberflächengestaltung spielt ebenso wie die Neigung und die Breite der Gehwege eine 

große Rolle bei der Nutzung des öffentlichen Raumes. In Teilen der Kernstadt sind Kopfstein-

pflaster und Natursteinpflaster die vorherrschenden Oberflächenbeläge. Besonders die breiten 
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Fugen und die unebenen Oberflächen erschweren das Vorankommen für den Fußverkehr (aber 

auch für Radfahrende, die die Gehwege erlaubter und unerlaubter Weise nutzen).  

Entlang der Hauptstraße ist bereits eine Gehwegseite im Sinne eines „Laufbandes“ umgebaut 

worden; hier erlauben glatte Platten bzw. Steine ein komfortableres Laufen und Rollen. Da ein 

Komplettumbau der Fahrbahn und/oder der gegenüberliegenden Gehwegseite unverhältnismä-

ßig erscheint, wird punktuell der Einbau sog. „Komfort“-Querungen empfohlen. In diesen Berei-

chen wird die Begeh- und Befahrbarkeit durch eine ebene, fugenarme Oberflächengestaltung 

wesentlich verbessert. Das in den nachfolgenden Abbildungen dargestellte Beispiel zeigt, wie 

sich solche „Komfort“-Querungen durch die Verwendung von Materialien, die den örtlichen Ma-

terialkanon widerspiegeln, sehr gut ins Stadtbild integrieren lassen. 

Abbildung 45: „Komfort“-Querung (Münster) Abbildung 46: Kennzeichnung „Komfort“-Querung (Münster) 

 

 

 

 

 

 
 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

Solche „Komfort“-Querungen könnten im Verlauf der Hauptstraße regelmäßig eingebaut wer-

den und bieten sich insbesondere dort an, wo Tweten auf die Hauptstraße treffen bzw. von die-

ser abzweigen bzw. wo wichtige Zielorte auf der gegenüberliegenden Straßenseite liegen25. Zur 

besseren Erkennbarkeit der „Komfort“-Querungen sollten diese durch bestimmte Gestaltungs-

merkmale hervorgehoben werden, z.B. mittels Piktogrammen oder eingelassenen Steinen. 

 

F5 – Maßnahmen an Steigungsstraßen 

Die Straßen, welche den Tönsberg hinaufführen, weisen z.T. mehrere Probleme in Form einer 

topografisch starken Bewegtheit, ungünstiger bzw. erschütterungsreicher Oberflächenmateria-

lien und i.d.R. geringe bis nicht vorhandene Gehwegbreiten auf. Auch wenn eine Änderung der 

topografischen Bedingungen nicht möglich ist, können unterschiedliche Maßnahmen zumindest 

zu einer verbesserten und komfortableren Situation beitragen und so die Bewältigung dieser 

Straßen und Wege immerhin in Ansätzen angenehmer machen: 

Als kurzfristige Lösung könnten beispielsweise Handläufe entlang der Straßenraumbegrenzun-

gen (Bebauung, Mauern o.ä.) sowie Sitzgelegenheiten im Verlauf der Straße für eine 

                                                           

25 So bietet sich beispielsweise auch eine „Komfort“-Querung im Bereich des Amtsgartens an, um diesen barrierefrei erreichen zu 

können. Zukünftig könnte dieser multifunktionaler genutzt werden (vgl. Maßnahme S5). 
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Verbesserung sorgen. Handläufe dienen dabei als Stütz-, Halt- und Zugelement (insbesondere 

bei Glätte); deren Anbringung setzt jedoch die Zustimmung des jeweiligen Eigentümers bzw. der 

jeweiligen Eigentümerin voraus. Sitzgelegenheiten (z.B. in Form von Sitzbänken oder Lehnhilfen) 

bieten eine Halt-, Verweil- und Rastmöglichkeit; so kann die Steigung (nicht nur) von mobilitäts-

eingeschränkten Personen in mehreren Etappen bewältigt werden.  

Eine deutlich effektivere und auf längere Sicht zu erzielende Verbesserung stellt die Erneuerung 

des Oberflächenmaterials, u. U. mit einer Neuaufteilung des Straßenquerschnitts dar. Angesichts 

der räumlichen Restriktionen sind Mischverkehrsflächen zu bevorzugen (die derzeitige Gestal-

tung der Straßen entspricht in Teilen bereits Mischverkehrsflächen), so dass der gesamte Stra-

ßenraum in seiner Breite von zu Fuß Gehenden genutzt werden kann. Dies ist angesichts dessen 

sinnvoll, dass eine starke Steigung bzw. ein starkes Gefälle von RollstuhlfahrerInnen oder in Zu-

sammenspiel mit einer Hilfsperson im Zickzack-Kurs oftmals bewältigt werden kann, für das 

dementsprechend jedoch genügend Raum zur Verfügung stehen muss. Wichtig hierbei ist, dass 

der Untergrund eben, engfugig und rutscharm ist, um ein komfortables Fortbewegen zu gewähr-

leisten. Es müssten jedoch Materialien verwendet werden, die einerseits diesen Ansprüchen ge-

nügen, sich andererseits aber auch gut ins Stadtbild integrieren lassen. 

Alternativ ist die Schaffung eines Komfortstreifens am Straßen- bzw. Fahrbahnrand denkbar. 

Während die Mitte der Straße weiterhin dem Fahrverkehr vorbehalten ist (und ggf. das bisherige 

erschütterungsreiche Oberflächenmaterial aufweist), sind die Seitenbereiche bzw. Gehwege (o-

der auch nur eine Seite) so gestaltet, dass durch eine breite, ebene, engfugige und kontrastie-

rende Ausgestaltung eine bessere Befahr- und Begehbarkeit gewährleistet ist. Hierbei muss 

nicht unbedingt Asphalt als Oberflächenmaterial zum Einsatz kommen; gerade in städtebaulich 

sensiblen Bereichen oder zur Bewahrung des bisherigen Erscheinungsbildes sollten auch alter-

native Lösungsmöglichkeiten auf ihre Eignung hin geprüft werden. 

Abbildung 47: Laufband in Wegmitte (Stockholm) Abbildung 48: Integration eines berollbaren Bereichs (Stockholm) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

Eine Kombination der genannten Ansätze ist ebenfalls möglich, ein funktionaler und sicherer 

Komfortstreifen im Seitenraum zusammen mit einer höhengleichen, im Idealfall ebenfalls ebe-

nen Fahrbahn, die weiterhin überwiegend dem Fahrverkehr dient, jedoch durch die Ausgestal-

tung die Gelegenheit bietet, dass mobilitätseingeschränkte Personen den gesamten 
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Straßenraum nutzen können. Die folgende Abbildung soll einen Eindruck vermitteln, wie eine 

solche Kombinationsmöglichkeit aussehen kann: 

Abbildung 49: Beispielhafte Umgestaltung einer Steigungsstraße (Kleve) 

  

Quelle: Eigene Darstellung 

 

F6 – Instandhaltung und behutsame Aufwertung der Tweten und Gassen 

Die topografische Bewegtheit der Stadt Oerlinghausen führt dazu, dass im öffentlichen Raum 

häufig Höhenunterschiede ausgeglichen werden müssen. Die vielen Tweten im Innenstadtbe-

reich sind „Markenzeichen“ der Stadt Oerlinghausen und haben einen hohen Identifikationscha-

rakter. Besonders in den Öffentlichkeitsveranstaltungen lobten die Oerlinghauser den urigen 

und „verwunschenen“ Charakter der Tweten, der zu erhalten sei. Wichtig ist daher, dass dieser 

grundlegende Charakter der Tweten, beispielsweise die steinernen Mauern, erhalten bleiben 

(vgl. beispielsweise Abbildung 20). Dennoch sollten Maßnahmen zu deren Erhaltung bzw. In-

standhaltung sowie zur Verbesserung der Nutzbarkeit der Treppen und Gassen für alle Zielgrup-

pen behutsam umgesetzt werden. 

Die Gassen rund um den Rathausplatz weisen ebenfalls den urigen Charakter und geschichtli-

chen Hintergrund der Tweten in Oerlinghausen auf26. Sie werden an dieser Stelle daher gleich-

rangig betrachtet. 

 

Allgemeine bauliche Maßnahmen 

Während Treppen für viele Menschen mit Gehbehinderungen i.d.R. nicht genutzt werden kön-

nen, sind Sehbehinderte auf deren gefahrlose Nutzung angewiesen. Die Treppen in der Oerlin-

ghauser Innenstadt sollten daher zukünftig alle kontrastreicher gestaltet sein. Dies kann bereits 

durch das nachträgliche Anbringen von visuell kontrastierenden Markierungen an den 

                                                           

26 Dazu Höltke (2002): Die >>Tweten<<  

1. Handläufe zum besseren Halt 

oder als Zugelement 

2. Komfortstreifen 

(komfortabler und erschütte-

rungsfreier Gehweg) 

3. Kontrastierende 

Entwässerungsrinne 

4. Fahrbahnbereich 

(höhengleich ggü. Gehweg) 

5. Platz zur Schaffung einer Ver-

weilmöglichkeit 

im Seitenraum  

1 

2

 
 

2 

3

 
 

2 

4

 
 

2 

5

 
 

2 



5 Maßnahmen  52 

Treppenstufenkanten erfolgen27. Durch das Anbringen von gut nutzbaren Handläufen (u.a. griff-

sicher, Rundprofil von 30 bis 45 mm, in 85 bis 90 cm Höhe, ggf. zweiter Handlauf in ca. 65 cm 

Höhe) sind Treppen zusätzlich auch für Personen mit leichten Bewegungseinschränkungen so-

wie für Kleinkinder besser nutzbar. 

Die Nachrüstung von Beleuchtungselementen kann Sturzgefahren mindern und zu einer Erhö-

hung der subjektiven Sicherheit beitragen; um eine bestmögliche Integration ins Stadtbild zu 

gewährleisten sowie eine passende Atmosphäre und ein stimmiges Ambiente zu gewährleisten, 

bietet sich die Verwendung von linearen oder punktuellen Boden- oder Wandeinbauleuchten 

an. 

Abbildung 50: Kontrastarme Stufen (Simonsplatz) Abbildung 51: Verbesserungswürdiger Zustand (Schultwete) 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

Stärkere Inwertsetzung 

Oerlinghausen möchte die Tweten im Stadtbild hervorheben. Zum einen können die Tweten im 

Rahmen der Tourismusförderung stärker in Szene gesetzt werden. Zum anderen dient dies auch 

der Fußverkehrsförderung. Eine dauerhafte Ertüchtigung der Tweten stärkt deren Benutzer-

freundlichkeit und die kurzen Fußwege in der Stadt. Eine Hervorhebung der Tweten bis in den 

angrenzenden Straßenraum stärkt die Sichtbarkeit der Tweten. So nutzen Nicht-Ortskundige e-

her die Tweten und Ortskundige werden an die Tweten erinnert. Des Weiteren wird die Sicht-

barkeit auch für den Kfz-Verkehr erhöht. 

Die Hervorhebung der Tweten kann mit unterschiedlichen Mitteln erreicht werden. Einerseits 

können Querungen an den Zu- bzw. Übergängen zu den Tweten eingerichtet werden (vgl. hierzu 

auch Maßnahme F2 – Anlage neuer Querungen und Maßnahme F4 – „Komfort“-Querungen im 

Bereich der Hauptstraße). Als mögliche Standorte sind folgende zu nennen:  

- Twete Simonsplatz  – Gehrenberg  

- Gerichtstwete – Schultwete – Schulen 

- Kirchtwete – Göddernstraße 

- Kinogasse – Marktstraße 

                                                           

27 Eine nachträglich aufgebrachte Stufenmarkierung ist jedoch häufig nicht dauerhaft, so dass ggf. ein wiederholtes Aufbringen 

erforderlich ist. 
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Andererseits kann die Schaffung von „Eingangstoren“ die Tweten in den Straßenraum öffnen. 

Dazu sind unter anderen die Gestaltung der Twete bis in den Straßenraum hinein möglich, z. B. 

durch eine einheitliche, spezielle Pflasterung, Gehwegaufweitungen oder -nasen und Beleuch-

tungselemente (siehe oben). Auch künstlerische Elemente (z.B. thematische Gestaltung von an-

grenzenden Fassaden) können die Wahrnehmung behutsam steigern. 

 

Hinweise zur Umsetzung 

Durch das dichte Netz der Tweten können nicht alle auf einmal nachgerüstet und/oder stärker 

in Wert gesetzt werden. Ein gesonderter Haushaltstitel sollte die Aufwertung von ca. 2 bis 4 

Tweten pro Jahr vorsehen. Dabei steht die Verbesserung der Tweten, Steigen und Treppen im 

priorisierten Wegenetz (vgl. Maßnahme A2 – Fußwegenetz bzw. -hierarchisierung) und im Um-

feld von Haltestellen zunächst im Fokus. 

 

F7 – Öffnung Rathausplatz 

Mehrere Gassen umgeben den Rathausplatz, jedoch ist dieser bisher nicht ausreichend mit sei-

ner Umgebung verknüpft. Neben einer optischen, einladenden Gestaltung sollten folgende Ele-

mente umgesetzt werden (vgl. hierzu auch die Ausführungen im Grün- und Freiflächenkonzept):  

- erschütterungsarme Wegeverbindungen, 

- Freihaltung von Pkw, 

- Öffnung für Fuß- und Radverkehr, 

- Ansprechende, einladende Gestaltung in Anlehnung an die gestalterischen Elemente 

des Rathausplatzes, 

- Wegweisung und ggf. Informationen (im Rahmen der Tourismusförderung), 

- Moderne Beleuchtung und 

- ggf. Verweil- und Spielmöglichkeiten. 

 

F8 – Neue Wegeverbindung Unter der Howe – Weerthstraße 

Zwischen der Straße ‚Unter der Howe‘ und der Weerthstraße besteht derzeit eine Verbindungs-

lücke in Nord-Süd-Richtung (vgl. Kapitel 4.7). Hier wäre eine Weiterführung der Tischler- und der 

Klempnertwete entlang der vorhandenen Baulücke sinnvoll. Dadurch wird eine direkte Wege-

verbindung zwischen der Hauptstraße und dem Niklas-Luhmann-Gymnasium geschaffen. Neben 

einer barrierefreien Ausgestaltung wäre bei einer Detailplanung auch eine Freigabe für den Rad-

verkehr zu prüfen. 
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5.3 Maßnahmen für den Radverkehr 

R1 – Radwegeinfrastruktur 

Im Radverkehr ist ein durchgängiges Radwegenetz anzustreben. Durchgehende Radverbindun-

gen sowie sichere Infrastruktur an Kreuzungen sollen den Radverkehr in Oerlinghausen zu mehr 

als nur einer Alternative machen (vgl. hierzu auch Ausführungen in Kapitel 4.7). Es werden – in 

Bezug auf die klassifizierten Straßen vorbehaltlich einer konkreteren Abstimmung mit Stra-

ßen.NRW bzw. dem Kreis Lippe – folgende Maßnahmen empfohlen: 

▪ Auf der Zeppelinstraße bietet sich die Markierung von beidseitigen Schutzstreifen mit 

einer Breite von jeweils 1,50 m Breite an. Dies führt einerseits zur Sicherung des Radver-

kehrs; andererseits tragen die Markierungen zu einer besseren Gliederung der bisher 

eher überbreit wirkenden Fahrbahn bei und wirken dadurch geschwindigkeitsdämp-

fend. Zwischen den Markierungen verbleibt eine Fahrgasse von 5,60 m, so dass zumin-

dest die Begegnung Lkw (bzw. Bus) / Pkw ohne Überfahren eines Schutzstreifens mög-

lich ist (gemäß den ERA wird im Bedarfsfall, z.B. Begegnung Lkw/Lkw, ein Überfahren 

des Schutzstreifens vorausgesetzt). 

Die heutige Benutzungspflicht im Bereich östlich des Niklas-Luhmann-Gymnasiums28 ist 

aufzuheben, da die Breite ein Ausschlusskriterium für eine Benutzungspflicht ist; ggf. ist 

zumindest die Freigabe des Gehweges für den Radverkehr – Beschilderung „Gehweg“ 

mit dem Zusatz „Radfahrer frei“ – in Erwägung zu ziehen. 

Abbildung 52: Zeppelinstraße - Derzeit (links) / Fotocollage (rechts) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigenes Foto bzw. eigene Darstellung 

 

 
▪ Entlang der Robert-Koch-Straße wird im nördlichen Abschnitt mit der geltenden Höchst-

geschwindigkeit von 50 km/h ebenfalls die Anlage von beidseitigen Schutzstreifen mit 

einer Breite von jeweils 1,50 m Breite empfohlen. Im südlich anschließenden Abschnitt 

mit der geltenden Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h wird - aufgrund der engeren 

Platzverhältnisse - die Weiterführung als Schutzstreifen in Teilbereichen ggf. nicht 

                                                           

28 Derzeit ist der Gehweg auf der Nordseite der Zeppelinstraße zwischen Marienstraße und Zugang Schule als benutzungspflichti-

ger gemeinsamer Geh- und Radweg mit Zeichen 240 ausgewiesen (vgl. hierzu auch Karte 8). 
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möglich sein; hier würde sich alternativ das Aufbringen von Fahrradpiktogrammen am 

Fahrbahnrand (vgl. Abbildung 53) eignen29. 

Abbildung 53: Fahrradpiktogramme (Bielefeld) Abbildung 54: Indirektes Linksabbiegen (Bocholt) 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

 

▪ Da am Knotenpunkt Zeppelinstraße / Robert-Koch-Straße unterschiedliche Führungsfor-

men aufeinandertreffen (gemeinsamer Geh-/Radweg aus westlicher Richtung auf Süd-

seite, zukünftig beidseitige Schutz- bzw. Radfahrstreifen aus östlicher bzw. südlicher 

Richtung; siehe oben) sind entsprechende Radverkehrsführungen im Knotenbereich 

vorzusehen. 

Abbildung 55: Knotenpunkt Zeppelinstraße / Robert-Koch-Straße - Prinzipskizze 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

                                                           

29  Die Lösung mit den Piktogrammen kommt zum Tragen, falls bei Anlage von beidseitigen Schutzstreifen die Breite der verblei-

benden Fahrgasse weniger als 4,50 m beträgt. Die Piktogramme tragen dazu bei, dass Radfahrende auf die Benutzung der Fahr-
bahn hingewiesen und Kfz-Fahrende für die Präsenz von Radverkehr auf der Fahrbahn sensibilisiert werden. 
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So muss insbesondere eine Überführung vom/zum gemeinsamen Geh-/Radweg ge-

währleistet sein. U.a. kann dies beispielsweise die Anlage eines aufgeweiteten Radauf-

stellstreifens (aus östlicher Richtung) vor der Haltlinie des Kfz-Verkehrs sein (= direktes 

Abbiegen). Zusätzlich sollte für den Radverkehr jedoch auch eine indirekte Führung an-

geboten werden; in diesem Falle würde der Radverkehr aus östlicher Richtung kom-

mend über den Knotenpunkt zunächst geradeaus geführt und könnte die Zeppelinstraße 

über eine neu anzulegende Furt queren, um zum vorhandenen Geh-/Radweg zu gelan-

gen (vgl. hierzu auch Abbildung 54 und Abbildung 55)30. 

 

▪ Entlang der Ravensberger Straße ist aufgrund der geltenden Höchstgeschwindigkeit von 

30 km/h und der Kfz-Belastungsstärke die Führung des Radverkehrs im Mischverkehr 

grundsätzlich ausreichend31. Angesichts des vorhandenen Querschnitts von ca. 7,30 m 

bietet sich jedoch zur Gliederung der Fahrbahn die Anlage eines beidseitigen Schutz-

streifens an. 

 

▪ In der Rathausstraße (nördlich der Marktstraße) und in der Detmolder Straße ist eben-

falls die Anlage von beidseitigen Schutzstreifen mit einer Breite von 1,25 bzw. 1,50 m 

möglich.  

 

R2 – Öffnungen für den Radverkehr 

Der östliche Teil der Marienstraße sowie die Niedernstraße sind die einzigen Einbahnstraßen im 

Untersuchungsgebiet, die nicht für den Radverkehr in Gegenrichtung freigegeben sind. Ange-

sichts der räumlichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen (Straßen- bzw. Fahrbahnbreiten, 

zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h, niedrige Verkehrsbelastungen32) sollten im Sinne 

der Durchgängigkeit auch diese Straße für den Radverkehr geöffnet werden.  

Die östliche Teil der Straße „Steinbült“ (Haus-Nr. 16 bis 28) ist eine unechte Einbahnstraße, d.h. 

sie ist vom Fahrverkehr nur aus Richtung Norden befahrbar, kann aber sowohl in Richtung Nor-

den als auch in Richtung Süden verlassen werden; des Weiteren darf dieser Teil nur von Anlie-

gern befahren werden (Zusatzzeichen „Anlieger frei“). Um kurze Wege für den Radverkehr zu 

ermöglichen und das Radwegenetz zu verdichten, wird eine entsprechende Ergänzung bzw. ein 

entsprechender Austausch des Zusatzzeichens („Radfahrer und Anlieger frei“) empfohlen.  

 

                                                           

30 Im Rahmen des Vertiefungskonzepts Verkehr können nur erste Empfehlungen diesbezüglich ausgesprochen werden. Aufgrund 

des Komplexitätsgrades wird die Anfertigung einer separaten Detailplanung empfohlen. 

31  In den ERA wird anhand der Relation von Verkehrsstärke und zulässiger Höchstgeschwindigkeit die Eignung für bestimmte Füh-

rungsformen des Radverkehrs thematisiert. 

32 „In Einbahnstraßen mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 30  km/h kann Radverkehr in beiden Richtun-

gen auf der Fahrbahn […] zugelassen werden. Fahrgassen ab 3,00  m Breite eignen sich bei ausreichenden Ausweichmöglichkei-
ten für eine sichere Begegnung zwischen Kraftfahrzeugverkehr und Radverkehr.“ (FGSV 2010: 62)  
Hinweis: Die Breite der Marienstraße beträgt 6,60 m, die der Niedernstraße zwischen 4,00 - 7,00 m mit einer kurzen Engstelle 
von 3,40 m Breite zwischen den Häusern Hauptstraße 82 und 84.  
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R3 – Radabstellanlagen 

Fehlende Radabstellanlagen stellen einen nicht zu unterschätzenden Fahrtantrittswiderstand 

dar. Daher ist ein ausreichendes und qualitätvolles Angebot an Radabstellanlagen eine weitere 

wesentliche Rahmenbedingung zur Attraktivitätssteigerung des Radverkehrs. 

Als geeignete Anlagenart haben sich Anlehnbügel erwiesen, die dem Fahrrad durch die Rahmen-

anschließmöglichkeit einen sicheren Halt und somit einen Schutz vor dem Umkippen und vor 

verbogenen Speichen bieten; des Weiteren besteht i.d.R. beidseitig ein einfacher Zugang. Im 

Sinne des Stadtbildes sollte ein einheitlicher Anlagentyp gewählt werden, der sich harmonisch 

in die Gestaltung des öffentlichen Raumes einfügt. 

Im Kern der Oerlinghauser Innenstadt sollten zunächst – je nach örtlichen Rahmenbedingungen 

– punktuell Anlehnbügel ergänzt werden. Entlang der Hauptstraße können diese nicht nur die 

Attraktivität für den Radverkehr erhöhen, sondern bei geschickter Anordnung auch dazu beitra-

gen, die Parkverstöße der Kfz zu verringern (vgl. nachfolgende Abbildung). 

Abbildung 56: Hauptstraße - Fotocollage 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Neben punktuellen Neuerrichtungen und der Ablösung „veralteter“ durch moderne Abstellan-

lagen sollte es jedoch auch mehrere größere Anlagen geben, an denen BesucherInnen oder Ar-

beitnehmerInnen ihr Fahrrad witterungsgeschützt und ggf. über einen längeren Zeitraum ab-

stellen können, um anschließend fußläufig die Innenstadt erkunden bzw. ihren Arbeitsplatz er-

reichen zu können. Als Standorte bieten sich hier der Amtsgarten und der Marktplatz an (ent-

weder im Bereich der Haltestelle oder im Bereich des Parkplatzes; in Bezug auf den Marktplatz 

bitte auch die Ausführungen bei den Maßnahmen Ö2 und S3 beachten). Neben einer Überdach-

ung sollten die zentralen Abstellanlagen mit Lademöglichkeiten für Pedelecs / E-Bikes sowie mit 
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Gepäckschließfächern ausgestattet sein. Es ist auch die Integration von abschließbaren Einhei-

ten (Fahrradboxen) zu prüfen. 

Abbildung 57: Überdachte Radabstellanlage (Schweinfurt) Abbildung 58: Radhaus (Ulm) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

Abbildung 59: Maßnahmen für den Radverkehr 

Quelle: Eigene Darstellung 

5.4 Maßnahmen für den ÖPNV 

Ö1 – Aufwertung von Haltestellen 

In den letzten Jahren wurden bereits viele Haltestellen im Stadtgebiet aufgewertet und/oder 

umgebaut (Anlage von Buskaps / Integration der Haltestellen in den Fahrbahnrand, Neuaufstel-

lung bzw. Ersatz der alten Unterstände durch moderne, transparente Buswartehäuschen in ein-

heitlichem Design). Diese Aufwertung sollte in Kombination mit einer möglichst einheitlichen 
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Ausstattung der Haltestellen weiter vorangetrieben werden, denn dies trägt dazu bei, die Nut-

zung der öffentlichen Verkehrsmittel attraktiver zu gestalten (Haltestellen als „Visitenkarten“ 

des ÖPNV, Wiedererkennungswert schaffen) bzw. für bestimmte Bevölkerungsgruppen (z.B. 

mobilitätseingeschränkte Personen) zu ermöglichen. Information, Kundenkommunikation und 

subjektives Wohl-/Sicherheitsgefühl sind hierbei wichtige Aspekte, die die Zugänglichkeit zum 

ÖPNV maßgeblich beeinflussen. 

Wie bereits in Kapitel 4.5 ausgeführt, besteht bei den Haltestellen vor allem Nachholbedarf hin-

sichtlich einer barrierefreien Gestaltung und Ausstattung (Hochbord, taktiles Leitsystem). In Hin-

blick auf die Umsetzung sollten vorrangig die häufig frequentierten Haltestellen (Marktplatz, 

Stadtwerke, Schulzentrum) umgebaut werden33. Die Maßnahmen in Bezug auf die Haltestelle 

‚Marktplatz‘ werden unter Ö2 – Mobilitätsstation Marktplatz erläutert. 

Haltestellen, die nur durch die Linie 39 angefahren werden (Bürgerhaus, Simonsplatz, Brachts-

hof), sollten auch weiterhin auf Fahrbahnniveau angeordnet werden, d.h. Verzicht auf Hoch-

bord, und über kein taktiles Leitsystem verfügen. Hier gestaltet sich die Integration dieser Ele-

mente in Bezug auf das stadträumliche bzw. städtebauliche Umfeld schwierig bis unmöglich. 

Abbildung 60: Haltestelle ‚Unter der Howe‘ – Derzeit (links) / Fotocollage (rechts) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigenes Foto bzw. eigene Darstellung 
 

Bei der Haltestelle ‚Unter der Howe‘ wird die Herstellung der Barrierefreiheit nicht ohne einen 

Umbau möglich sein. Hier wäre die Umgestaltung der bisherigen Busbuchten zu Haltestellen-

kaps bzw. Haltestellen am Fahrbahnrand erforderlich, da nur so ein gerades und dichtes Heran-

fahren an den Haltestellenbereich ermöglicht werden kann (wichtig für den barrierefreien Ein- 

und Ausstieg; vgl. Abbildung 60). 

 

 

 

                                                           

33 Gemäß der Novelle des PBefG zum Jahr 2013 muss im entsprechenden Nahverkehrsplan das Ziel, bis zum 01.01.2022 eine 

„vollständige Barrierefreiheit“ zu erreichen, dargelegt und erläutert sein. 
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Tabelle 5: Handlungsempfehlungen für die Haltestellen 

Haltestelle Ri. 

Barrierefreiheit Komfort 

Sonstiges Hoch-
bord 

Leit-
system 

Sitzgele-
genheit 

Warte-
halle 

Informa-
tionen 

DFI 

Marktplatz1 
Nord ✓ ○ ✓ ✓ ✓ ○ Umbau zu 

Mobilitätsstation 
(siehe Ö2) Süd ○ ○ ✓ ✓ ✓ ○ 

Stadtwerke 
West ○ ○ ○ ○ ○ ○  

Ost ○ ○ ○ -- -- ○  

Unter der 

Howe 

Nord ○ ○ ✓ ✓ ✓ -- Umbau zu 
Buskaps Süd ○ ○ ✓ ○ ○ -- 

Weberei-

straße 

Nord ○ ○ ○ -- -- --  

Süd ○ ○ ○ -- -- --  

Schul-zent-

rum2 

West ○ ○ ✓ ✓ ○ -- Häufige Vanda-
lismusschäden Ost ○ ○ ✓ ✓ ○ -- 

Bürgerhaus 
West -- -- ○ -- -- --  

Ost -- -- ○ -- -- --  

Simonsplatz 
Nord -- -- ○ -- -- --  

Süd -- -- ○ ✓ ✓ --  

Brachtshof 
Nord -- -- ○ -- -- --  

Süd -- -- ○ -- -- --  

Legende: ✓  bereits vorhanden          ○   nicht vorhanden → Nachrüstung empfohlen 
   --   nicht vorhanden → keine Nachrüstung empfohlen / möglich 

1) Der barrierefreie Umbau bzw. die entsprechende Nachrüstung wird im Bestand nicht möglich sein 
(Vielzahl an Zufahrten schließt Einbau eines Hochbordes aus; Abstand zwischen Wartehäuschen und 
Fahrbahnrand lässt Einbau eines Leitsystems nicht zu); die barrierefreie Nachrüstung sollte in Zusam-
menhang mit dem Umbau zur Mobilitätsstation (siehe Ö2) erfolgen. 

2) Die Herstellung der Barrierefreiheit erfordert aufgrund der derzeitigen Straßengeometrie (schräge 
Halteposition) größere Umbauten, um ein paralleles Anfahren an den Bord gewährleisten zu können. 

Quelle: Eigene Darstellung 

Betreffend Komfortelementen werden ebenfalls Nach- bzw. Aufrüstungen empfohlen. So soll-

ten Sitzgelegenheiten zukünftig an allen Haltestellen installiert sein, um die Wartezeit für war-

tende Fahrgäste komfortabler zu gestalten; insbesondere für ältere und mobilitätseinge-

schränkte Personen kann dies ein elementares Komfortelement darstellen. Bei engen Platzver-

hältnissen, wie beispielsweise den Haltestellen ‚Stadtwerke‘ (Ri. Ost) und ‚Webereistraße‘ 

(beide Richtungen) sowie den Haltestellen entlang der Hauptstraße, bietet sich der Einbau von 

Klappsitzen an, die an eigenen Stahlträgern oder vorhandenen Stangen/Wänden montiert wer-

den können34; hierbei wäre auch eine Montage am vorhandenen Haltestellenschild denkbar. 

                                                           

34 Siehe dazu Website Verkehrsbetriebe Glattal AG: https://www.vbg.ch/2017/05/teo-clevere-sitzgelegenheit-im-oev/ 
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Zusätzliche Wartehallen mit einem erweiterten Informationsangebot könnten an den Haltestel-

len ‚Stadtwerke‘ (Ri. West) und ‚Unter der Howe‘ (Ri. Süd) installiert werden. Dynamische Fahr-

gastinformationsanzeigen (DFI-Anzeigen) ermöglichen die Bereitstellung von „Echtzeit“-Infor-

mationen für Fahrgäste über die nächsten Fahrgelegenheiten und Verspätungen inkl. Umsteige-

möglichkeiten und tragen damit zum Abbau von Nutzungshemmnissen und einer Attraktivie-

rung des ÖPNV bei; zumindest die stärker frequentierten Haltestellen sollten mit DFI-Anzeigen 

ausgestattet werden. 

 

Ö2 – Mobilitätsstation Marktplatz 

Das zukünftige Mobilitätsverhalten wird immer stärker durch inter- und multimodale Ansätze 

geprägt; statt einem Verkehrsmittel werden im Verlauf eines Weges verschiedene Verkehrsmit-

tel kombiniert (Intermodalität) oder ein Weg wird im Verlauf eines Zeitraums, z.B. einer Woche, 

mit unterschiedlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt (Multimodalität). Die Förderung dieser Mo-

bilitätsformen wird mit der Einrichtung und Qualifizierung von Verknüpfungspunkten bzw. 

Schnittstellen des Mobilitätsverbundes erreicht, sog. Mobilitätsstationen. 

An diesen Mobilitätsstationen werden mehrere Verkehrsmittel in direkter räumlicher Verbin-

dung miteinander vernetzt. I.d.R. bildet der ÖPNV das Rückgrat des Angebots (an einer Mobili-

tätsstation). Je nach konkretem Standort kommen weitere Angebote hinzu, z.B. Pkw-Stellplät-

ze, Radabstellanlagen, Carsharing, Taxistand, Ladeinfrastruktur. Neben den „klassischen“ Mobi-

litätsangeboten bieten sich weitere Ausstattungsmerkmale bzw. Serviceangebote an, wie z.B. 

Gepäckschließfächer, Aufenthaltsmöglichkeiten, W-Lan oder öffentliche Toiletten. 

Abbildung 61: mobil.punkt (Bremen) Abbildung 62: Mobilstation (Essen-Steele) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 

 

Die mit dem Ausbau der Schnittstellen erhofften Effekte wirken jedoch nur dann, wenn sich der 

Umstieg lohnt, d.h. attraktive ÖPNV-Anbindungen bestehen, keine Zeitnachteile (für alle Betei-

ligten) entstehen usw., und die Verknüpfungspunkte sichtbar sind, d.h. öffentlichkeitswirksam 

beworben werden und städtebaulich integriert sind. 
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In Oerlinghausen bietet sich – aufgrund der zentralen Lage und der hohen Frequentierung – die 

Haltestelle ‚Marktplatz‘ als Standort für eine Mobilitätsstation an. Um den „Status“ eines multi-

modalen Verknüpfungspunktes zu erreichen, müsste jedoch eine entsprechende Qualifizierung 

der Haltestelle bzw. des Standortes erfolgen. Folgende Verkehrsleistungen und Ausstattungs-

merkmale sollten dort zusätzlich angesiedelt werden: 

▪ Gesicherte Abstellmöglichkeiten für Fahrräder 

▪ Lade- und Abstellmöglichkeiten für E-Fahrzeuge (Pkw, E-Bikes/Pedelecs) 

▪ Stellplätze für Carsharing-Fahrzeuge (ggf. mit umlegbarem Poller gesichert) 

▪ Gepäckschließfächer 

▪ Stellplatz für Taxi 

▪ DFI-Anzeigen 

▪ Informationsstele (u.a. Übersichtsplan, Wegweisung) 

▪ ggf. Elemente zur Gewinnung erneuerbarer Energien (z.B. Photovoltaikanlage), Self-Ser-

vice-Dienstleistungen / Verkaufsautomat (z.B. Packstation, Zubehör für Fahrradrepara-

turen), W-Lan, öffentliche Toilette 

 

Eine mögliche Ausgestaltung ist aus Abbildung 63 ersichtlich. So könnte das Dach des heutigen, 

unmittelbar vor dem Sparkassen-Gebäude liegenden Wartebereichs nach Süden verlängert wer-

den, um Platz für moderne, überdachte Fahrradabstellanlagen sowie für Gepäckschließfächer 

und ggf. weitere Service-Dienstleistungen zu schaffen. Andere Verkehrs- bzw. Dienstleistungen 

(u.a. Carsharing-Angebot, Ladesäulen für E-Fahrzeuge) könnten etwas nördlich davon im Ein-

mündungsbereich mit der Marktstraße angeordnet werden. Hierzu wäre zwar eine Verlegung 

des Einmündungsbereichs bzw. der Marktstraße um ca. 10 m nach Norden erforderlich; jedoch 

würde sich nur so eine räumlich und funktional zusammenhängend wirkende Fläche bzw. Mo-

bilitätsstation ergeben. 

Der Zweckverband Verkehrsverbund OstwestfalenLippe hat eine Förderrichtlinie aufgestellt, 

über die Zuwendungen für die Errichtung von Mobilstationen generiert werden können. Hierbei 

können Planungs- und Investitionskosten gefördert werden; gleichzeitig werden auch Anschub-

finanzierungen der laufenden Betriebskosten in Aussicht gestellt. 
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Abbildung 63: Mobilitätsstation ‚Marktplatz‘ - Entwurfsskizze 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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5.5 Maßnahmen der Straßen- und Platzgestaltung 

S1 – Umgestaltung der Hauptstraße 

Abschnitt östlich der Ravensberger Straße 

Im Rahmen des Planungsdialogs wurde bemängelt, dass die Straßenraumgestaltung der Haupt-

straße im Abschnitt östlich der Ravensberger Straße wesentlich gegenüber der des westlichen 

Abschnitts abfällt (mangelnde Attraktivität); daher wurde eine „Angleichung“ gewünscht, damit 

die Hauptstraße in ihrem Verlauf ein einheitlicheres Erscheinungsbild aufweist. Im Zuge der Um-

gestaltung sind auch Anliegen verbunden, positive Effekte in Bezug auf den Durchgangsverkehr 

und die gefahrenen Geschwindigkeiten zu erzielen. Die nachfolgende Abbildung zeigt, wie eine 

solche „Angleichung“ im genannten Abschnitt aussehen könnte: 

Abbildung 64: Entwurfsskizze Hauptstraße (Ravensberger Straße bis Rathausstraße) 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die derzeitig klar erkennbare und durch den Randabschluss bzw. die Borde definierte Trennung 

zwischen Fahrbahn und Seitenraum könnte zunächst durch eine niveaugleiche Ausführung des 

gesamten Straßenraums (keine Höhenunterschiede zwischen Fahrbahn und Seitenräumen) in 

Teilen aufgelöst werden. Es besteht zwar weiterhin eine „Kern“-Fahrbahn, die jedoch mit den 

beidseitig angeordneten Rinnen / gepflasterten Randstreifen einen weicheren Übergang auf-

weist. Die Breite der „Kern“-Fahrbahn (5,00 m) entspricht dem vorwiegenden Maß der westli-

chen Hauptstraße und ermöglicht den Begegnungsfall Bus/Pkw. Bei der Begegnung Bus/Bus (o-

der auch Bus/Lkw) müssten bei Bedarf die gepflasterten Randstreifen (jeweils 0,30 m) und ggf. 

partiell ein schmaler Streifen eines Seitenraums kurzfristig befahren werden35. 

                                                           

35  Hierbei werden keine Einschränkungen hinsichtlich der Sicherheit für die zu Fuß Gehenden gesehen, da 1.) nur ein kleiner Be-

reich eines Seitenraums unmittelbar während der Fahrzeugbegegnung genutzt werden müsste, 2.) der geschilderte Begeg-
nungsfall äußerst selten auftritt und 3.) die Höchstgeschwindigkeit zukünftig weiter herabgesetzt ist. Wichtig ist, dass die Fahrer 
von Bussen (und Lkws) die Situation überall überblicken können – was hier mit der Geradlinigkeit der Straße gegeben ist – und 
ihr Verhalten entsprechend einstellen können. 
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Im Hinblick auf eine bestmögliche gestalterische Angleichung könnten als Oberflächenmateria-

lien für den Seitenbereich und die Fahrbahn geschliffenes Steinpflaster und/oder ein aufgehell-

ter Asphaltbelag zum Einsatz kommen; die Verwendung des gleichen Oberflächenbelags wie im 

westlichen Abschnitt würde eine Zunahme in der Lärmbelastung bedeuten. Die Randstreifen, 

die den Fahrbahnbereich begrenzen, könnten wiederum mit einem üblichen (unebenen) Stein-

pflaster ausgebildet werden. 

Zentrales Anliegen war zudem die Beseitigung der heutigen Engstellen für den Fußverkehr36 und 

die durchgängige Anlage von beidseitigen Gehwegen, die eine Mindestbreite von 1,80 m aufwei-

sen; dadurch verbessern sich sowohl die Rahmenbedingungen für die zu Fuß Gehenden als auch 

für die Randnutzungen. Die straßenbegleitenden Längsparkplätze könnten dabei beibehalten 

werden und in der Anzahl sogar von vier auf fünf Plätze erhöht werden; gegenüber der heutigen 

Situation sind sie besser in die Gestaltungsstruktur integriert. 

Die Umgestaltung der Straße bietet zudem Potenzial zur Aufwertung des Bereichs vor der Apo-

theke (Haus-Nr. 1). So könnten die schräg angelegten Parkplätze zukünftig senkrecht angeord-

net werden, und es wird die Aufstellung von Anlehnbügeln für Fahrräder empfohlen. 

Der Straßenabschnitt sollte – angesichts der „Angleichung“ in der Gestaltung – auch in Hinblick 

auf die zulässige Höchstgeschwindigkeit dieselbe Regelung aufweisen. Dies bedeutet, dass die 

Tempo 20-Zone, die derzeit auf Höhe der Haus-Nr. 22 (Café Kriemelmann) beginnt, zukünftig 

Richtung Osten verlängert wird und somit die gesamte Hauptstraße mit einschließt. 

Um einen passenden Übergang zwischen Hauptstraße und Ravensberger Straße zu erreichen, 

sollten die genannten Gestaltungselemente (u.a. Niveaugleichheit zwischen Fahrbahn und Sei-

tenräumen, Tempo 20-Zone) auch im Abschnitt der Ravensberger Straße von der Hauptstraße 

bis ‚Unter der Howe‘ eingesetzt werden. 

 
Abschnitt im Bereich Haltestelle ‚Brachtshof‘ 

Auch im Bereich der Haltestelle ‚Brachtshof‘ ergibt sich Potenzial zur gestalterischen Aufwertung 

(derzeit starke optische Aufweitung des Straßenraums mit entsprechender Dominanz des mo-

torisierten Verkehrs, schmale Gehwege), indem das heute weiter nördlich gelegene Eingangstor 

dorthin verlagert wird und entsprechend auch die „Gestaltungs-/Verkehrsprinzipien“ der übri-

gen Hauptstraße (Straßenquerschnitt, Tempo 20-Zone) bis in diesen Bereich erweitert werden. 

 

S2 – Temporäre Inseln (Hauptstraße West) 

Entlang der westlichen Hauptstraße sind zahlreiche straßenbegleitende Parkplätze ausgewie-

sen. Diese Flächen generieren zwar einen gewissen Umsatz für das örtliche Gewerbe, nehmen 

jedoch sowohl den BewohnerInnen und BesucherInnen der Stadt als auch den Geschäftstrei-

benden wertvollen öffentlichen Raum für anderweitige Nutzungen, wie z.B. Sitzen/Aufenthalt, 

Spielen, Außengastronomie, Warenauslage. 

                                                           

36  Die heutigen Fußwege weisen in einigen Bereichen Engstellen von < 1,50 m Breite auf. 
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Schon temporäre und punktuelle Umnutzungen von Parkständen könnten das Straßenbild auf-

lockern und zu einer höheren Aufenthaltsqualität sowie einer Belebung führen; alternative Nut-

zungspotenziale könnten getestet und aufgezeigt werden. 

Diese Nutzungsänderungen sind i.d.R. mit einfachen Mitteln möglich und je nach Jahreszeit auch 

einfach aufzuheben bzw. zu installieren. Vor allem für die Gastronomie bieten sie im Sommer-

halbjahr ein hohes Potenzial (vgl. Abbildung 65). 

Abbildung 65: Parklet (Grenoble) Abbildung 66: Parking Day (Dortmund) 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 
 

Wichtig ist, dass solche Projekte mit den Anliegern (insb. Gastronomie / Einzelhandel) initiiert 

und abgestimmt werden. Die Möglichkeiten für temporäre Umnutzungen sind vielfältig: 

▪ Nutzung der Flächen für die Außengastronomie 

▪ Aufstellung von Sitzgelegenheiten (Bänke, Sitzwürfel, multifunktionale Elemente) 

und/oder Spielgeräten auf einzelnen Parkständen 

▪ Aufstellung von optisch positiven Elementen, bspw. Begrünung mit Bäumen/Blumen o-

der künstlerischen Installationen 

▪ temporäre Umnutzung von einzelnen Parkständen zu Radabstellflächen durch das Auf-

stellen mobiler Radabstellanlagen 

 

S3 – Umgestaltung der Rathausstraße (im Bereich der Haltestelle Marktplatz) 

Die Gestaltung der Rathausstraße ist eng verbunden mit der Aufwertung der Haltestelle ‚Markt-

platz‘ zu einer Mobilitätsstation (vgl. Ö2 – Mobilitätsstation Marktplatz). Hier wäre die Empfeh-

lung, den Abschnitt zwischen Ratsgasse und Marktstraße neu zu ordnen sowie gestalterisch her-

vorzuheben. Die Entwurfsskizze (Abbildung 67) zeigt folgende Elemente auf: 

▪ Mittelstreifen: Im Bereich der Bushaltestellen wird ein Mittelstreifen angelegt. Dieser er-

leichtert das Queren der Rathausstraße für zu Fuß Gehende und trägt maßgeblich zur Glie-

derung des Straßenraums bei. Er sollte einen von der Fahrbahn abweichenden Oberflä-

chenbelag aufweisen (z.B. Natursteinpflaster) sowie leicht angehoben sein (ca. 1-2 cm), ggf. 

könnten auch Einbauten bzw. Inseln vorgesehen werden (vgl. hierzu auch Abbildung 68), 

um die Abgrenzung (gegenüber der Fahrbahn) zu betonen und ein dauerhaftes Überfahren 

durch Fahrzeuge zu verhindern. 
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Abbildung 67: Entwurfsskizzen Rathausstraße 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung (oben), Gasse / Schumacher / Schramm (unten) 
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Abbildung 68: Mittelstreifen als Querungshilfe (Ulm) 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
▪ Bushaltestellen: Statt der heutigen Busbuchten werden die Bushaltestellen am Fahrbahn-

rand angeordnet, da nur so ein nahes Heranfahren des Busses an die Haltestelle im Sinne 

der Barrierefreiheit möglich ist. Als Befestigung bzw. Oberflächenmaterial sollte aufgrund 

der Verformungsbeständigkeit (hohe dynamische Belastungen infolge der Brems- und An-

fahrvorgänge der Busse) Beton verwendet werden; hierdurch ergibt sich auch eine gestal-

terische Hervorhebung gegenüber den verbleibenden Fahrbahnflächen37. Gegenüber heute 

werden die Haltestellen so angeordnet, dass sie sich auf gleicher Höhe befinden. Zudem 

sind sie so angelegt, dass Fahrzeuge einen wartenden Bus mit einer niedrigen Geschwin-

digkeit überholen können38; nur bei größeren Fahrzeugen ist ein Überfahren des Mittelstrei-

fens (siehe vorangegangener Punkt) erforderlich. 

▪ Parkplätze: Die heutigen Parkplätze (Anzahl: 6) im Bereich zwischen Detmolder Straße und 

Ratsgasse würden partiell entfallen, um in diesem Abschnitt auf beiden Seiten der Rathaus-

straße ausreichend breite Gehwege anbieten zu können39. Demgegenüber könnten vor 

Haus-Nr. 11 zwei neue Parkplätze angeordnet werden; zudem ergeben sich neue Stellplätze 

für neue Verkehrsdienstleistungen (Carsharing, E-Fahrzeuge) im Einmündungsbereich der 

Marktstraße (vgl. auch Ö2 – Mobilitätsstation Marktplatz). 

▪ Kino- und Ratsgasse: Die Vor- bzw. Eingangsbereiche zu den beiden Gassen werden von 

Nutzungen weitgehend freigehalten, um Auffindbarkeit und städtebauliche Integration zu 

verbessern. Behutsame Aufwertungsmöglichkeiten – wie im Grün- und Freiflächenkonzept 

dargestellt – führen zu einer stärkeren Inwertsetzung dieser wichtigen fußläufigen Verbin-

dungen. Die Neugestaltung der Rathausstraße und die Anlage des Mittelstreifens würden 

                                                           

37  Es wird davon ausgegangen, dass für die übrigen Flächen der Fahrbahn ein Asphaltbelag zum Einsatz kommt. 

38  Einige Linien weisen an der Haltestelle ‚Marktplatz‘ gewisse Standzeiten auf (z.B. Linie 34 jede Stunde vier Minuten in Fahrtrich-

tung Sieker). Es wäre alternativ auch denkbar, dass wartende Busse nicht oder nur bei Ausbleiben des Gegenverkehrs überholt 
werden können. Jedoch würde dies zu Hauptverkehrszeiten zu nicht unerheblichen Rückstauungen führen.  

39  Die zwei Parkplätze vor Haus-Nr. 5 können grundsätzlich bestehen bleiben. Die Parkplätze vor den Haus-Nr. 1 und 3 müssten 

entfallen, um den Gehweg auf der gegenüberliegenden Seite verbreitern zu können (heutige Gehwegbreite z.T. < 0,90 m).  
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auch zu einer Stärkung der Wegeachse Kinogasse – Marktstraße beitragen; hierbei sollte 

auch eine optische Fortsetzung der beiden Gassen auf die östliche Seite der Rathausstraße, 

z.B. mittels einer einheitlichen Oberflächengestaltung, erfolgen. 

▪ Begrünung: Zur Aufwertung des Straßenbildes und zur Verbesserung des Kleinklimas soll-

ten die vorhandenen Bäume wenn möglich erhalten und durch zusätzliche Pflanzungen er-

gänzt werden. 

 

S4 – Gestaltung Simonsplatz 

Der Simonsplatz weist derzeit einige gestalterische Defizite auf. So erschweren die drei Park-

plätze mit den davor gelagerten Verkehrs-/Manövrierflächen anderweitige Nutzungsmöglich-

keiten. Die Aufenthaltsqualität ist aufgrund der begrenzten Rückzugs-/Entfaltungsmöglichkeiten 

eingeschränkt. Insgesamt wirkt der Platz wenig einladend. 

Abbildung 69: Entwurfsskizzen Simonsplatz  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung (links), Gasse / Schumacher / Schramm (rechts) 

Eine Umstrukturierung der Parkplätze könnte einen erheblichen Gestaltungsspielraum eröffnen. 

Durch eine Anordnung direkt am Fahrbahnrand könnten die bisher kaum anderweitig nutzbaren 

Verkehrs-/Manövrierflächen im nördlichen und mittleren Platzbereich zu einer größeren zusam-

menhängenden Fläche zusammengefasst werden. Diese Fläche stünde für neue Nutzungen (z.B. 

Außengastronomie, Spielen, Aufenthalt) zur Verfügung und könnte auch bestehende Elemente 

und Charakteristika (Mauer, Bücherschrank) besser in Wert setzen. 

Eine stärkere Begrünung des Raumes würde die Aufenthaltsqualität zusätzlich steigern und 

wirkt sich positiv auf das Kleinklima aus. 



5 Maßnahmen  70 

Mit dieser Lösung könnten die unterschiedlichen Ansichten und Anliegen, die im Rahmen des 

Planungsdialogs diskutiert wurden, in Einklang gebracht werden40. Zudem wäre sogar die Erhö-

hung der Anzahl an Parkplätzen von drei auf fünf möglich, ohne das gestalterische Potenzial 

einschränken zu müssen. 

 

S5 – Gestaltung Amtsgarten 

Auch für den Amtsgarten wurden im Zuge des Planungsdialogs zahlreiche Verbesserungs- und 

Aufwertungsmöglichkeiten gesehen. Derzeit dominiert die Nutzung als Parkplatz; andere Funk-

tionen, wie z.B. Aufenthalt, treten stark in den Hintergrund. 

Die Entwurfsskizzen (auf dieser und der nächsten Seite) zeigen, dass auch bei Beibehaltung der 

Funktion als Parkplatz – jedoch mit behutsamer Reduktion der Anzahl an Stellplätzen – eine 

multifunktionalere Ausrichtung und Nutzung des Raumes möglich ist. 

Abbildung 70: Gestaltungsvorschlag Amtsgarten 

 
Quelle: Gasse / Schumacher / Schramm 

 

Der Hangbereich könnte umgestaltet werden, so dass er zukünftig als Aufenthalts- und Spiel-

raum besser genutzt werden kann und Platz für Sitz- und Spielgelegenheiten bietet41. Der Hö-

hensprung sollte hierbei nicht als Restriktion, sondern als Potenzial gesehen werden, indem 

                                                           

40 Die Parkplätze des Simonsplatzes wurden kontrovers diskutiert. Einerseits seien sie wichtig für die anliegenden Geschäfte, an-

dererseits leide so die Aufenthaltsqualität des Platzes. 

41  Es handelt sich bei Abbildung 71 um erste Entwurfsskizzen, die die grundsätzlichen Potenziale und Nutzungsmöglichkeiten der 

Fläche aufzeigen sollen. Bei einer späteren Detailplanung sollte insbesondere der Aspekt, den heutigen Baumbestand bestmög-
lich zu erhalten, berücksichtigt werden. 
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beispielsweise terrassenförmige Abstufungen im Rahmen der Geländegestaltung eingesetzt 

werden. Ggf. ist auch eine Integration des Themas „Wasser“ möglich; zumindest bietet der vor-

handene Brunnen bzw. das vorhandene Wasserspiel vor der Volksbank die Möglichkeit, dieses 

Element stärker in die Platzgestaltung zu integrieren. 

Abbildung 71: Entwurfsskizzen Amtsgarten 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung (oben), Gasse / Schumacher / Schramm (unten) 
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Auch wenn eine vollständige Barrierefreiheit zwischen der Hermannstraße und dem Amtsgarten 

nicht hergestellt werden kann, sollte der neu gestaltete Hangbereich für Personen mit Mobili-

tätseinschränkungen zumindest von einer Richtung aus erreichbar gestaltet werden (z.B. mittels 

Rampenanlage). Bei der Neuerrichtung von Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum sollten 

dementsprechend auch Modelle zum Einsatz kommen, bei denen die Sitzflächen in unterschied-

lichen Höhen angeboten werden oder die Aussparungen für Rollatoren/Rollstühle aufweisen42, 

um verschiedenen Bedürfnissen gerecht zu werden. 

Im Bereich des Parkplatzes werden neue Mobilitäts-/Verkehrsdienstleistungen (z.B. Radabstell-

anlagen, Gepäckschließfächer, Lademöglichkeiten für E-Fahrzeuge, Info-Punkt) angesiedelt. 

Diese können mitunter sowohl gestalterisch als auch funktional mit der Hanggestaltung ver-

knüpft sein (vgl. Abbildung 70; „Balkon“ als Witterungsschutz für darunter liegende Anlehnbügel 

und Schließfächer, als besonderes gestalterisches Element sowie als Erweiterungsfläche des 

Hangbereichs). 

 

S6 – Verkehrsberuhigte Bereiche 

Zahlreiche Straßenräume in der Innenstadt weisen eine niveaugleiche Ausgestaltung auf (Misch-

verkehrsfläche); z.T. findet sich dort auch als Oberflächenmaterial eine durchgehende Pflaste-

rung statt Asphalt. Ein verkehrsberuhigter Bereich, der i.d.R. eine solche „Gestaltungsphiloso-

phie“ aufweist, ist bisher jedoch lediglich in der Pfarrstraße ausgewiesen. 

Bei verkehrsberuhigten Bereichen – im Volksmund auch Spielstraßen genannt – steht die Auf-

enthaltsfunktion im Vordergrund, d.h. ist vorrangig gegenüber der Verkehrsfunktion. Alle Ver-

kehrsteilnehmenden sind gleichberechtigt, es gilt „Schrittgeschwindigkeit“. 

Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit und zur Stärkung der Qualitäten für den Fußverkehr (Spiel- 

und Aufenthaltsfunktion) und angesichts der Rahmenbedingungen (Straßenraumgestaltung, 

Verkehrsaufkommen, Funktion im Straßennetz) ist eine verkehrsrechtliche Anordnung eines 

verkehrsberuhigten Bereichs in folgenden Straßen bzw. Bereichen zu prüfen: 

▪ Steinbült (östlicher Teil, d.h. Haus-Nr. 16-28, und mittlerer Teil, d.h. Haus-Nr. 2-14) 

▪ Auf der Helle / Wehme 

▪ Unter der Howe (Haus-Nr. 18-32a) 

▪ Sophienweg 

▪ Freiligrathstraße 

▪ Am Weberpark 
 

Um solche Bereiche wieder als Spiel- und Aufenthaltsbereiche für die Anwohnenden zurückzu-

gewinnen und Anreize zu einer multifunktionaleren Nutzung des Straßenraumes zu schaffen, 

bedarf es neben der reinen verkehrsrechtlichen Anordnung ggf. weiterer Elemente. Dies 

                                                           

42 Sitzbänke mit speziellen Rollatorenstellplätzen weisen zwar eine durchgehende Rückenlehne sowie Armlehnen auf, die Sitzflä-

che ist aber in Teilen ausgespart. 
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könnten beispielsweise Spiel- und Sitzgelegenheiten sein, die für eine attraktivere und „gemüt-

lichere“ Gestaltung sowie Wahrnehmung der Straße sorgen43. 

Abbildung 72: Spielpunkt (Bottrop) - 1 Abbildung 73: Spielpunkt (Bottrop) - 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Fotos 
 

Abbildung 74: Maßnahmen der Straßen- und Platzgestaltung 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

                                                           

43 Es wäre im Einzelfall zu prüfen, ob Elemente in den Straßenraum integrierbar sind oder nicht. Hinsichtlich Spielgelegenheiten 

ist zumindest darauf hinzuweisen, dass dies nicht unbedingt Spielgeräte sein müssen. Aufgrund des Ideenreichtums von Kindern 
reichen schon farbige Bodenmarkierungen aus, um bei Kindern den Impuls einer spielerischen „Aneignung“ auszulösen. 
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5.6 Tabellarische Auflistung der Maßnahmen 

Die untenstehende Tabelle fasst die in den vorherigen Kapiteln erläuterten Maßnahmen im Sinne einer Übersichtsliste zusammen. Diese Auflistung enthält 

bezogen auf die einzelnen Maßnahmen Angaben zur Maßnahme selbst (Verortung, Problembeschreibung, Lösungsansatz), zur aus Gutachtersicht empfohle-

nen Priorität (hoch, mittel, niedrig) sowie eine grobe Kostenschätzung; ergänzend sind weitere Erläuterungen z.B. in Bezug auf die Akteure aufgeführt. 

An dieser Stelle sei noch erwähnt, dass im Rahmen der Maßnahmenentwicklung z.T. keine detaillierteren Prüfungen vorgenommen werden konnten. Die 

vorgeschlagenen Maßnahmen richten sich zunächst an Politik und Verwaltung als Handlungsempfehlungen. Es müssen, sofern nötig, weitere Prüfungen (z.B. 

Verkehrszählungen) vor Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen durchgeführt werden. 

 

Tabellarische Übersicht der Maßnahmen 

Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

A1 Verkehrsführung 

Hauptstraße 

Handlungsbedarf in Bezug auf 

die Themen Durchgangsverkehr 

und gefahrene Geschwindigkei-

ten 

Einrichtung von gegenläufigen unechten Ein-

bahnstraßen (Abbau bzw. Aufbau der entspre-

chenden Beschilderungen, Umbau bzw. Ergän-

zung der bestehenden LSA für den Bus): 

• Einfahrt ab der Kirche zukünftig wieder für 

alle Fahrzeuge möglich; ab der Tönsberg-

straße jedoch Einfahrverbot (ausgenom-

men Busse / Radverkehr) in Ri. Amtsgarten 

• Aus östlicher Richtung Fahrt bis zur Töns-

bergstraße möglich; ab dort Einfahrverbot 

Richtung Simonsplatz 

€€€€€ 

zzgl. Kosten 

für Öffentlich-

keitsarbeit 

hoch Öffentlichkeitsarbeit sowohl im Vorfeld als 

auch begleitend essentiell 

A2 Fußwegenetz bzw. 

-hierarchisierung 

Grundsätzlich engmaschiges 

Fußwegenetz vorhanden, je-

doch keine Netzstruktur bzw. 

Hierarchisierung erkennbar 

(Was sind wichtige, was sind 

weniger wichtige Wegeverbin-

dungen?) 

Definition eines „Zielnetzes“ bzw. einer Wege-

hierarchisierung, um Qualitätsstandards zu de-

finieren und zukünftige Maßnahmen priorisie-

ren zu können 

Keine 

direkten 

Kosten 

mittel Vertiefungskonzept enthält bereits 

Vorschlag für Fußwegenetz bzw. 

-hierarchisierung 
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

F1 Gehwegver- 

breiterung Ravens-

berger Straße 

Engstelle im Bereich des 

Einkaufszentrums 

Verbreiterung des vorhandenen Gehweges um 

mind. 0,50 m (besser 1,00 m) 

€€€€€ 

ohne Kosten 

für evtl. 

Grunderwerb 

mittel  

F2 Anlage neuer 

Querungen 

Wichtige Fußwege treffen auf 

Straßen mit kritischer Que-

rungssituation 

Robert-Koch-Straße (Höhe Wehme): 

Anlage einer Querungshilfe in Form einer 

mind. 2,00 m breiten Mittelinsel mit Doppel-

querung 

Unter der Howe / Weerthstraße 

(insgesamt 5 Standorte): 

Verdeutlichung der Querungssituationen 

durch Aufpflasterungen und/oder vorgezo-

gene Seitenräume bzw. Gehwegnasen 

€€€€€ 

zzgl. Kosten 

für Info-Be-

schilderung 

€€€€€ 

Kosten stark 

von Maß-nah-

menansatz ab-

hängig 

hoch 

 

 

 

mittel 

Maßnahme soll auch zur besseren Wahr-

nehmbarkeit des Hermannsweges sowie 

zur Verbesserung der Eingangssituation 

beitragen. 

Maßnahme steht z.T. in Zusammenhang 

mit Maßnahme F8; konkreter Lösungsan-

satz insbesondere davon abhängig, ob Ent-

wässerung angepasst werden müsste. 

F3 Nachbesserung vor-

handener 

Querungen 

Vorhandene Querungsanlagen 

weisen Defizite für mobilitäts-

eingeschränkte Personen auf 

Fußgängerüberweg Ravensberger Straße: 

Einbau von verkehrsberuhigenden Elementen 

(vorgezogene Seitenräume oder markierte 

Mittelinseln) sowie Einbau Doppelquerung 

Robert-Koch-Straße (Höhe Göddernstraße): 

Umbau der vorhandenen Querungsanlage zu 

einer Doppelquerung 

Lichtsignalanlagen (Ecke Robert-Koch-Str. / 

Zeppelinstraße, Fußgänger-LSA Zeppelinstr.): 

Nachrüstung von Ausstattungsmerkmalen für 

Sehbehinderte 

Einmündung Robert-Koch-Straße / Küsterfeld: 

Herstellung der Barrierefreiheit 

 

€€€€€ 

 

 

 

€€€€€ 

 

 

€€€€€ 

 

 

 

€€€€€ 

hoch 

 

 

 

mittel 

 

 

mittel 

 

 

 

mittel 

 

Maßnahmen sind z.T. mit zuständigem 

Straßenbaulastträger abzustimmen. 

 

 

 

 

 

Maßnahme sollte in Zusammenhang mit 

R1 umgesetzt werden. 

F4 „Komfort“-Querun-

gen auf der Haupt-

straße 

Kopf- und Natursteinpflaster 

erschweren das Vorankommen 

für Gehbehinderte  

 

Punktueller Umbau von Bereichen mit hohem 

Querungsbedarf mit einer ebenen, fugenar-

men Oberflächengestaltung 

€€€€€ mittel Maßnahme ggf. in Zusammenhang mit F6 

und S2 umsetzen. 
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

F5 Maßnahmen an 

Steigungsstraßen 

(Tönsbergstraße, 

Auf dem Berge) 

Rahmenbedingungen (Topogra-

fie, erschütterungsreiche Ober-

flächenmaterialien, geringe bis 

nicht vorhandene Gehwegbrei-

ten) erschweren das Zufußge-

hen insbesondere für Personen 

mit Gehbehinderungen 

Kurzfristig: 

Anbringen von Handläufen 

Schaffung von Verweilmöglichkeiten 

Mittel- bis langfristig: 

Erneuerung des Oberflächenmaterials (u.U. in 

Kombination mit einer Neuaufteilung des Stra-

ßenraums) und/oder Schaffung eines Komfort-

streifens am Straßen- bzw. Fahrbahnrand 

€€€€€ 

 

 

€€€€€ 

hoch 

 

 

mittel 

Das Anbringen von Handläufen an Bauten 

(Gebäude, Mauern) ist nur mit Zustim-

mung des Eigentümers möglich. 

Bei Straßen, bei denen Sanierungen oder 

Umbauten ohnehin in den nächsten Jah-

ren anstehen, sollte die vorgeschlagenen 

Maßnahmen vorrangig umgesetzt werden. 

F6 Instandhaltung und 

behutsame 

Aufwertung der 

Tweten/Gassen 

Optimierungspotenzial in Bezug 

auf Instandhaltung und Nutz-

barkeit für möglichst viele Ziel-

gruppen 

Bauliche Maßnahmen: 

Instandhaltung/Reparaturmaßnahmen (schad-

hafte Anlagen), kontrastreichere Gestaltung 

der Treppen, Anbringen von durchgängigen 

Handläufen, Nachrüstung von Beleuchtungs-

elementen 

Maßnahmen zur stärkeren Inwertsetzung: 

Schaffung von „Eingangstoren“ (z.B. mittels 

Bepflanzung, Rank- oder Steinbogen), Einsatz 

von künstlerischen Elementen (z.B. Fassaden-

gestaltung) 

€€€€€ 

 

 

 

 

 

€€€€€ 

mittel 

 

 

 

 

 

niedrig 

Die Maßnahmen sind in enger Koopera-

tion mit den Anliegern bzw. auf deren Ini-

tiative hin umzusetzen.  

Die Umsetzung der Maßnahmen bietet 

sich ggf. in Zusammenhang mit F4 und S2 

an. 

Die „Inwertsetzung“-Maßnahmen sollten 

zusammen mit den Anliegern entwickelt 

werden. Bei der Umsetzung sollte bürger-

schaftliches Engagement angeregt wer-

den. 

F7 Öffnung 

Rathausplatz 

Fehlende Verknüpfungen 

zwischen Rathausplatz und 

umgebenden Gassen 

Ansprechende, einladende Gestaltung; 

Einsatz von passenden Elementen 

(Wegweisung, Beleuchtung usw.) 

€€€€€ 

 

mittel vgl. ISEK-Maßnahme Nr. 19 sowie 

Grün- und Freiflächenkonzept 

Maßnahmen an der Kino- und Ratsgasse 

stehen in Zusammenhang mit Ö2 / S3. 

Angegebene Kosten beziehen sich auf 

kleinteilige Aufwertungsmaßnahmen. 

F8 Neue Wegever-bin-

dung 

Unter der Howe - 

Weerthstraße 

Verbindungslücke in 

Nord-Süd-Richtung 

Herstellung einer neuen barrierefreien Fuß-

wegeverbindung entlang der vorhandenen 

Baulücken; ggf. Berücksichtigung einer Frei-

gabe für den Radverkehr 

€€€€€ niedrig Umsetzung sollte vor allem bei Realisie-

rung einer Bebauung angegangen werden; 

Wegeverbindung so gestalten, dass Ge-

staltungsspielraum der bebaubaren 

Grundstücke nicht eingeschränkt ist 
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

R1 Radwege- 

infrastruktur 

Fehlende Durchgängigkeit im 

Radwegenetz 

Zeppelinstraße: 

Markierung von beidseitigen Schutzstreifen, 

Aufhebung der Benutzungspflicht im Abschnitt 

Marienstraße bis Zugang Schule 

Robert-Koch-Straße: 

Markierung von beidseitigen Schutzstreifen, 

Aufbringen von Fahrradpiktogrammen 

Knotenpunkt Zeppelinstr. / Robert-Koch-Str.: 

Anlage eines aufgeweiteten Radaufstellbe-

reichs, Maßnahmen zur indirekten Führung 

des Radverkehrs (neu anzulegende Furt ein-

schließlich Signalgeber) 

Ravensberger Straße: 

Markierung von beidseitigen Schutzstreifen 

Rathausstraße (nördlich der Marktstraße): 

Markierung von beidseitigen Schutzstreifen 

€€€€€ 

 

 

 

€€€€€ 

 

 

€€€€€ 

ohne Kosten 

für evtl. 

Grunderwerb 

 

€€€€€ 

 

€€€€€ 

Mittel 

 

 

 

mittel 

 

 

mittel 

 

 

 

 

mittel 

 

mittel 

 

 

 

 

 

 

 

Bei einer indirekten Führung des Radver-

kehrs wäre am nördlichen Rand des Kno-

tenpunkts der Seitenraum zu befestigen; 

Maßnahme sollte in Zusammenhang mit 

F3 umgesetzt werden. 

R2 Öffnungen für den 

Radverkehr 

Fehlende Durchgängigkeit im 

Radwegenetz 

Marienstraße (östlicher Teil) / Niedernstraße: 

Öffnung der Einbahnstraßen für den Radver-

kehr in Gegenrichtung (Ergänzung der vorhan-

denen Beschilderung mit Zusatzzeichen) 

Steinbült (östlicher Teil, Haus-Nr. 16 bis 28): 

Ergänzung bzw. Austausch des Zusatzzeichens 

(„Radfahrer und Anlieger frei“) 

€€€€€ 

 

 

 

€€€€€ 

mittel 

 

 

 

niedrig 

 

R3 Radabstellanlagen Fehlendes bzw. unzureichendes 

Angebot an qualitätvollen 

Radabstellanlagen 

Allgemein: 

Auswahl eines einheitlichen Anlagentyps für 

den öffentlichen Straßenraum; Ablösung „ver-

alteter“ durch moderne Abstellanlagen, punk-

tuelle Neuerrichtungen 

 

 

€€€€€ 

 

 

 

 

 

hoch 

 

 

 

 

 

Die Kosten einer Abstellanlage variieren je 

nach Anlagenart/-typ: 

• Anlehnbügel ca. 100-150 €/Stück 

• Fahrradbox ca. 800-1.000 €/Stück 

• Überdachte Anlage (ca. 10 Plätze) 

ca. 3.000-7.000 € 
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

R3 Radabstellanlagen Fehlendes bzw. unzureichendes 

Angebot an qualitätvollen 

Radabstellanlagen 

Amtsgarten / Marktplatz: 

Bau von größeren Abstellanlagen mit erweiter-

tem Komfortangebot (u.a. Überdachung, Lade-

möglichkeiten für E-Bikes/Pedelecs, Gepäck-

schließfächer; ggf. Integration abschließbarer 

Einheiten/Fahrradboxen) 

€€€€€ mittel Die Kosten einer Abstellanlage variieren je 

nach Anlagenart/-typ: 

• Anlehnbügel ca. 100-150 €/Stück 

• Fahrradbox ca. 800-1.000 €/Stück 

• Überdachte Anlage (ca. 10 Plätze) 

ca. 3.000-7.000 € 

Bezüglich Marktplatz siehe auch Ö2 

Ö1 Aufwertung der Hal-

testellen 

Nachholbedarf, vor allem hin-

sichtlich einer barrierefreien 

Gestaltung und Ausstattung 

Haltestellen mit einer hohen Zahl 

an Ein-/Aussteigern: 

Stadtwerke, Schulzentrum 

Haltestellen mit einer mittleren Zahl 

an Ein-/Aussteigern: 

Bürgerhaus, Unter der Howe 

Haltestellen mit einer niedrigen Zahl 

an Ein-/Aussteigern: 

Simonsplatz, Brachtshof, Webereistraße 

€€€€€ 

Kosten stark 

von räumli-

chen Gege-

benheiten und 

Ausstattungs-

elementen ab-

hängig 

hoch 

 

 

mittel 

 

 

niedrig 

Bezüglich Marktplatz siehe Ö2 

Der Umbau bzw. die Nachrüstung von Hal-

testellen sind zuschussfähig (bis zu 85% 

der förderfähigen Kosten) bei Vorliegen 

der entsprechenden Voraussetzungen 

(u.a. Anhörung/Stellungnahme der zustän-

digen Behindertenbeauftragten). 

Ö2 Mobilitätsstation 

Marktplatz 

Nachholbedarf, vor allem hin-

sichtlich einer barrierefreien 

Gestaltung und Ausstattung 

Einrichtung und Qualifizierung des Verknüp-

fungspunktes „Haltestelle Marktplatz“; 

Ergänzung bzw. Angebot folgender Verkehrs-

dienstleistungen und Ausstattungsmerkmale: 

Fahrradabstellanlagen, Lade- und Abstellmög-

lichkeiten für E-Fahrzeuge, Stellplätze für Car-

sharing und Taxi, Gepäckschließfächer, 

DFI-Anzeigen/Informationsstele usw. 

€€€€€ hoch Maßnahme steht in Zusammenhang mit 

F7 / S3. 

Zweckverband Verkehrsverbund Ostwest-

falenLippe hat eine Förderrichtlinie aufge-

stellt, über die Zuwendungen für die Er-

richtung von Mobilstationen generiert 

werden können. 

S1 Umgestaltung der 

Hauptstraße 

Straßenraumgestaltung der 

Hauptstraße östlich der Ravens-

berger Straße fällt gegenüber 

dem westlichen Teil ab 

Umsetzung einer gestalterischen und ver-

kehrsrechtlichen „Angleichung“:  

Ausweitung der Tempo 20-Zone bis zur Ecke 

Rathausstraße sowie bis zur Straße ‚Brachts-

hof‘, niveaugleiche Ausführung des gesamten 

Straßenraums, Verbreiterung der Gehwegbe-

reiche 
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

S1 Umgestaltung der 

Hauptstraße 

Straßenraumgestaltung der 

Hauptstraße östlich der Ravens-

berger Straße fällt gegenüber 

dem westlichen Teil ab 

 

Einbezug folgender Abschnitte: 

• Hauptstraße (Ravensberger bis Rathaus-

straße), Ravensberger Straße (Haupt-

straße bis ‚Unter der Howe‘) 

• Hauptstraße, Abschnitt zwischen Alexand-

erkirche und Holter Straße 

(Verlagerung Eingangstor Ri. Süden) 

 

 

€€€€€ 

 

 

€€€€€ 

 

hoch 

 

 

niedrig 

 

S2 Temporäre Inseln 

(Hauptstraße West) 

Dominanz des ruhenden Ver-

kehrs 

Temporäre und punktuelle Umnutzungen von 

Parkständen; vielfältige Möglichkeiten: 

• Nutzung für Außengastronomie 

• Aufstellung von Sitzgelegenheiten und/o-

der Spielgeräten 

• Sonstiges: Begrünung, künstlerische In-

stallationen, mobile Radabstellanlagen 

€€€€€ niedrig Maßnahme ggf. in Zusammenhang mit F4 

und F6 umsetzen. 

Die Maßnahmen sind in enger Koopera-

tion mit den Anliegern bzw. auf deren Ini-

tiative hin umzusetzen. 

S3 Umgestaltung der 

Rathausstraße 

Geringe Aufenthaltsqualität, 

starke Trennwirkung der Straße 

Neuordnung und Neugestaltung 

• Rathausstraße, Abschnitt Detmolder 

Straße bis Ratsgasse: Neugestaltung Quer-

schnitt mit Verbreiterung der Gehwege 

• Rathausstraße, Abschnitt Ratsgasse bis 

Marktstraße sowie Marktstraße bis Markt-

platz: gestalterische Hervorhebung, An-

ordnung von Bushaltestellen am Fahr-

bahnrand, Anlage eines Mittelstreifens, 

Neuordnung des ruhenden Verkehrs usw. 

€€€€€ hoch Maßnahme steht in Zusammenhang mit 

F7 / Ö2 und ist mit zuständigem Straßen-

baulastträger abzustimmen. 

 

S4 Gestaltung 

Simonsplatz 

Gestalterische Defizite im Be-

stand 

Umstrukturierung und Neugestaltung: 

Anordnung der Parkplätze am Fahrbahnrand, 

Elemente zur Erhöhung der Aufenthaltsquali-

tät (Begrünung, Sitz-/Spielmöglichkeiten 

 

 

 

€€€€€ mittel  
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Nr Bezeichnung Problembeschreibung Lösungsansatz Kosten Priorität Abhängigkeiten / Akteure / Sonstiges 

S5 Gestaltung 

Amtsgarten 

Gestalterische Defizite im Be-

stand 

Umgestaltung in Teilbereichen, 

multifunktionalere Ausrichtung: 

Behutsame Reduktion der Stellplätze, Ansied-

lung von neuen Mobilitäts-/Verkehrsdienstleis-

tungen, Neugestaltung des Hangbereichs 

€€€€€ mittel  

S6 Verkehrsberuhigte 

Bereiche 

Widersprüche zwischen Stra-

ßenraumgestaltung und ver-

kehrsrechtlicher Anordnung 

Ausweisung von Straßen bzw. Bereichen als 

verkehrsberuhigter Bereich 

€€€€€ niedrig Ausweisung vorbehaltlich einer Prüfung 

durch die Straßenverkehrsbehörde 

Hinweise zu den Kostenangaben (Grobkostenschätzung): 

€€€€€ maximal 10-15.000 € €€€€€ maximal 40-50.000 € €€€€€ maximal 75-100.000 € €€€€€ maximal 250.000 € €€€€€ > 250.000 € 
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Anhang 3: Entwurfsskizze Hauptstraße / Rathausstraße 

 


